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Aktionsprogramm. Das Aktionsprogramm der EU zur För-
derung von auf europäischer Ebene tätigen kulturellen Einrichtungen ist
am 21. April 2004 in Kraft getreten. Dieses Programm hat eine Laufzeit
von 1. Jänner 2004 bis 31. Dezember 2006 und ist mit € 19 Mio dotiert.
Das allgemeine Ziel des Aktionsprogramms besteht in der Förderung von
kulturellen Einrichtungen von europäischem Interesse und in der Intensi-
vierung und Verbesserung der kulturpolitischen Maßnahmen der Europäi-
schen Union. Vorgesehen ist die Unterstützung in Form von Betriebs-
kostenzuschüssen für Einrichtungen, deren ständiges Arbeitsprogramm
Zielen von europäischem Interesse im kulturellen Bereich gewidmet ist,
und für Organisationen und Netzwerke, die einen Beitrag zum kulturellen
Leben in Europa leisten oder Teil der Kulturpolitik der Europäischen Union
sind.

Der Aktionsbereich 3 des Programms zielt auf die Unterstützung von
Projekten zur Erhaltung der mit den Deportationen zur Zeit des 2. Welt-
kriegs in Verbindung stehenden Schauplätze und Archive und ihrer Mahn-
malfunktion ab. Neben der Erhaltung dieser Stätten und der Bewahrung
des Gedenkens soll heutigen und künftigen Generationen das Gesche-
hen in den Lagern und dessen Ursachen begreiflich gemacht werden
(➤ Cultural Contact Point).

Artothek. Die Artothek des Bundes sammelt, verwaltet und betreut
die seit 1948 im Rahmen der Kunstförderungsankäufe erworbenen Kunst-
werke. 2002 wurde die Verwahrung und Verwaltung der bundeseigenen
Kunstwerke der „Gesellschaft zur Förderung der Digitalisierung des Kul-
turgutes“ übergeben. Die ➤ Kunstankäufe der Abteilung 1 (Bildende
Kunst) der Kunstsektion sind seit Ende 2002 in den Räumlichkeiten die-
ser Gesellschaft in Wien 12, Strohberggasse 40, gelagert und werden
dort betreut. Hier befinden sich neben einem Schauraum und einem
Depot auch eine Bibliothek und die Dokumentation zu den Werken. Die
Exponate werden prinzipiell an Bundesdienststellen im In- und Ausland
sowie an vom Bund ausgegliederte, aber noch im Mehrheitsbesitz des
Bundes stehende Unternehmen verliehen. Unter Einbeziehung unabhän-
giger Kuratoren werden Ausstellungen, die die aktuelle Entwicklung der
österreichischen Kunst dokumentieren, für Präsentationen zusammenge-
stellt. In einem langfristig angelegten Projekt wird gegenwärtig eine
Museums-Datenbank erstellt, die bereits in der Aufbauphase im Internet
als „eMuseum“ (www.art.austria.gv.at) zugänglich ist. Die Datenbank wird
laufend erweitert und aktualisiert. Derzeit wird eine erste Auswahl aus den
jüngst erworbenen Kunstwerken im Internet präsentiert.

Beiräte und Jurys. Das österreichische Beiratssystem sieht
die Beiziehung bzw. Konsultation unabhängiger Experten- und Sachver-
ständigengremien bei der Vergabe von ➤ Förderungen, ➤ Stipendien,
Subventionen und ➤ Preisen vor. Nach § 9 des ➤ Bundes-Kunstförde-
rungsgesetzes vom 25. Februar 1988 kann der Bundesminister „zur Vor-
bereitung und Vorberatung von Förderungsangelegenheiten einzelner
Kunstsparten Beiräte oder Jurys einsetzen, in die Fachleute der jeweili-
gen Sparte zu berufen sind“. Die Entscheidungen der Beiräte sind für den
Minister jedoch nicht bindend, die verfassungsgesetzliche Ministerverant-
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wortlichkeit bleibt unteilbar. Die Beamten (ohne Stimmrecht) leiten in den
meisten Fällen die Beiräte, bringen ihre langjährige Erfahrung ein und
geben die Empfehlungen an den Ressort-Verantwortlichen weiter. In der
Praxis wird diesen Empfehlungen der Beiräte und Jurys gefolgt.

Die in diesem Kunstbericht aufgelisteten Beiräte sind den einzelnen
Fachabteilungen der ➤ Kunstsektion beigestellt und spiegeln damit auch
deren administrative Struktur wider. Die Berufung in einen Beirat erfolgt
durch das für Kunstfragen zuständige Regierungsmitglied. Die Beiräte
werden üblicherweise für eine Funktionsdauer von drei Jahren bestellt.
Bei der Zusammensetzung der Beiräte wird in der Regel auf eine paritäti-
sche Besetzung – z.B. betreffend professionellen Hintergrund,
Geschlecht, regionale Streuung – geachtet.

Berufs- und Interessenverbände. Berufs- und
Interessenverbände sind nach außen beschränkte oder geschlossene
Zusammenschlüsse von Personengruppen mit dem Ziel, in organisierter
Form die gemeinsamen Interessen ihrer Mitglieder in der Öffentlichkeit zu
vertreten und gegenüber anderen Gruppen und/oder dem Staat durchzu-
setzen. Sie verstehen sich als Standesvertretung der Künstler sowie der
Kulturarbeiter bzw. -vermittler und sind ihren Mitgliedern bei allen berufli-
chen und standespolitischen Problemen behilflich. Sie sind traditioneller-
weise in diverse Entscheidungen, z.B. in Form von Gesetzesbegutachtun-
gen und diversen Stellungnahmen, eingebunden, häufig sogar Verhand-
lungspartner in der Entscheidungsfindung.

Die Berufsorganisationen der Autoren waren an den Vorbereitungsarbei-
ten für eine rechtliche Besserstellung der Schriftsteller und Übersetzer –
➤ Bibliothekstantieme, ➤ Reprographievergütung, Entgelt für den Ab-
druck von Texten in Schulbüchern – beteiligt. In der Interessengemein-
schaft Autorinnen Autoren sind auch einzelne spezielle Berufsverbände
wie die Übersetzergemeinschaft oder die Dramatikervereinigung organi-
siert. Weitere Schriftstellervereinigungen, die über den Status reiner Inter-
essenvertretungen hinausgehen und auch künstlerische Plattformen dar-
stellen, sind u.a. der Österreichische P.E.N.-Club, die Grazer Autorinnen
Autoren Versammlung und der Österreichische Schriftstellerverband.

Der Österreichische Komponistenbund versteht sich als die Standesver-
tretung der Komponisten Österreichs, ist aber auch als Veranstalter tätig.
Das Nationalkomitee Österreichs im Musikrat der UNESCO wird vom
Österreichischen Musikrat (ÖMR) als internationale Verbindungsstelle
repräsentiert. Die Musiker-Komponisten-Autorengilde (MKAG) ist eine der
größten Interessenvertretungen freischaffender Musiker in Österreich.
Diverse lokale und regionale Organisationen vertreten die Interessen der
Musikschaffenden im jeweiligen Nahbereich, z.B. die Interessengemein-
schaft Niederösterreichischer Komponisten (INÖK) oder die Interessenge-
meinschaft Komponisten Salzburg.

Die Interessengemeinschaft Freie Theaterarbeit vertritt vor allem die
„Freie Szene“ in Belangen der Selbstdarstellung und sozialen Absiche-
rung. Auf Dienstgeberseite haben sich der Theatererhalterverband öster-
reichischer Bundesländer und Städte, der Wiener Bühnenverein und der
Theaterdirektorenverband organisiert. Die IG Kultur Österreich versteht

b
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sich als Interessenvertretung von regionalen Kulturinitiativen und von
Kultur- und Kunstvermittlern. Der Dachverband der Filmschaffenden
Österreichs, der die Arbeitsgemeinschaft österreichischer Drehbuchauto-
ren, das Drehbuchforum, den Österreichischen Regie-Verband-TV, den
Österreichischen Verband Film- und Videoschnitt, den Verband öster-
reichischer Filmschauspieler und den Verband österreichischer Kamera-
leute umfasst, versteht sich als umfassende Interessenvertretung des
österreichischen Films. Die Zentralvereinigung der Architekten Öster-
reichs und die Bundeskammer der Architekten und Ingenieurskonsulen-
ten sind weitere wichtige Berufs- und Interessenverbände.

Im Bereich bildende Kunst existiert keine für Österreich einheitliche
Berufsvertretung. Der bedeutendste Verband ist die IG bildende Kunst,
die sich in den letzten Jahren zunehmend zu kulturpolitischen Belangen
äußert und dabei die Interessen der bildenden Künstler und Künstlerin-
nen wahrnimmt. Mittels Infoblatt und Website werden die Künstler mit
berufsbezogenen Informationen versorgt und rechtlich betreut. Zudem
werden Ausstellungen zumeist jüngerer Künstler durchgeführt. Daneben
gibt es die Berufsvereinigung bildender Künstler Österreichs, die eben-
falls ihre Mitglieder über berufliche Belange informiert, und verschiedene
bundesländerbezogene Vereinigungen wie die Tiroler Künstlerschaft
oder die Berufsvereinigung der bildenden Künstler Vorarlbergs. 

Überdies besteht für Künstler die Möglichkeit, sich in der Gewerkschaft
Kunst, Medien, Sport und freie Berufe zu organisieren, die sich als die
berufliche und soziale Interessenvertretung der künstlerisch, journalis-
tisch, programmgestaltend, technisch, kaufmännisch, administrativ,
pädagogisch unselbständig oder freiberuflich Tätigen und Schaffenden
in den Bereichen Kunst, Medien, Erziehung, Bildung und Sport versteht.
Die ➤ Verwertungsgesellschaften nehmen treuhändig für Urheber
Rechte an und Vergütungsansprüche für ihre Werke wahr, soweit diese
Rechte nicht von den Urhebern individuell ausgeübt werden. Sie sind im
Bereich der Tantiemen alleinige Träger der (Verwertungs)Interessen der
Künstler, soweit sich diese nicht selbst vertreten.

Bibliothekstantieme. Mit der Novellierung des ➤ Urhe-
berrechts per 1. Jänner 1994 wurde nach jahrzehntelangen Diskussio-
nen um den sogenannten Bibliotheksgroschen schließlich der Anspruch
der Urheber auf eine angemessene Vergütung für Entlehnungen aus
den ca. 2.500 öffentlichen Bibliotheken statuiert. Dieser kann nur von 
➤ Verwertungsgesellschaften geltend gemacht werden. In einem Ent-
schließungsantrag des Nationalrats wurde dem Anliegen Ausdruck gege-
ben, dass die Zahlung der Bibliothekstantieme nicht zu einer Belastung
des Budgets der einzelnen Büchereien führen sollte. Vielmehr sollten
Bund und Länder diese Verpflichtung für die einzelnen Bibliotheken
übernehmen. Im Mai 1996 kam es zur Unterzeichnung eines Vertrags
zwischen Bund und Verwertungsgesellschaften über die Abgeltung für
das Verleihen von Werkstücken in öffentlichen Büchereien.

Buchförderung. Neben der Direktförderung von zeitgenössi-
schen Autoren gibt es eine Reihe von Maßnahmen, die zwar zur Literatur-
förderung zählen, den Autoren aber eher mittelbar zugute kommen. Dazu
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gehört die Förderung von Buchprojekten in Form von Druckkostenbei-
trägen und Buchankäufen durch die Abteilung 5 (Literatur und Verlagswe-
sen) der ➤ Kunstsektion. Diese Maßnahme bezieht sich auf jene Verlage,
die literarisch anspruchsvolle Bücher publizieren, kommt vor allem aber
Verlegern zugute, die eine gewisse Risikobereitschaft erkennen lassen. In
Einzelfällen werden durch Förderungsankäufe Publikationen unterstützt,
bei denen eine größere Verbreitung wünschenswert erscheint.

Buchpreisbindung. Als Ergebnis des langjährigen wettbe-
werbsrechtlichen Verfahrens vor der Europäischen Kommission und der
Verhandlungen in Brüssel stand seit Anfang 2000 fest, dass ein grenz-
überschreitendes System der Buchpreisbindung wie der Sammelrevers
zwischen Österreich, Deutschland und der Schweiz EU-rechtlich wegen
des Verstoßes gegen das EU-Wettbewerbsrecht nicht mehr zulässig ist.
Im Februar 2000 wurde mit der Kommission vereinbart, dass zwar der
grenzüberschreitende Sammelrevers im Juni 2000 aufgehoben wird, der
Ersatz durch nationale Systeme der Buchpreisbindung allerdings zuläs-
sig ist, wenn damit nicht gegen das Gemeinschaftsrecht, insbesondere
gegen die Warenverkehrsfreiheit, verstoßen wird.

In Österreich wurde – da mehr als 80% der Bücher importiert werden
– für eine gesetzliche Lösung optiert. Inhaltlich hat sich der österreichi-
sche Gesetzgeber am französischen Vorbild – dem als „Loi Lang“
bekannten Gesetz – orientiert. Die EU-Konformität der französischen
Regelung wurde bereits in mehreren Urteilen des Europäischen
Gerichtshofes bestätigt.

Das einstimmig beschlossene Bundesgesetz über die Preisbindung
bei Büchern, BGBl. I Nr.45/2000, trat am 30. Juni 2000 vorerst auf fünf
Jahre befristet in Kraft und gilt seit seiner Novellierung im Jahr 2004,
BGBl. I Nr.113/2004, nunmehr unbefristet. Es gilt „für den Verlag und
den Import sowie den Handel, mit Ausnahme des grenzüberschreiten-
den elektronischen Handels, mit deutschsprachigen Büchern und Musi-
kalien“. Der Letztverkaufspreis ist vom Verleger oder Importeur festzu-
setzen. Der inländische Verleger hat bei der Preisfestsetzung „auf die
Stellung von Büchern als Kulturgut, die Interessen der Konsumenten an
angemessenen Buchpreisen und die betriebswirtschaftlichen Gegeben-
heiten des Buchhandels“ Bedacht zu nehmen. Der Importeur deutsch-
sprachiger Bücher und Musikalien hat grundsätzlich die im Ausland
maßgeblichen Preise bei der Festsetzung eines Mindestpreises zu
beachten. Buchhändler können Rabatte von maximal 5% vom Mindest-
preis geben; öffentliche, wissenschaftliche und Schulbibliotheken kön-
nen einen 10%igen Rabatt erhalten.

Durch diese gesetzliche Regelung soll die Differenziertheit und Vielfalt
des österreichischen Verlagswesens und Buchmarktes auch nach der
Aufhebung des Sammelrevers-Systems gewährleistet bleiben. Die
gleichzeitige Liberalisierung des Verkaufspreises kommt den Notwendig-
keiten des Marktes ebenso entgegen wie den Wünschen der Konsu-
menten. Mit dem Buchpreisbindungsgesetz hat der österreichische
Gesetzgeber gezeigt, dass er kulturpolitische Ziele über rein marktpoliti-
sche und wettbewerbsorientierte stellt. Damit hat Österreich eine Vorrei-
terrolle bei einem sich auf EU-Ebene abzeichnenden Trend eingenom-
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men, der in einheitlichen Sprachräumen einen weiteren Integrationsschritt
der EU von einer reinen Wettbewerbsgemeinschaft in einem Binnenmarkt
zu einer vielfältigen Kulturgemeinschaft erwarten lässt. Zwei Jahre nach
der gesetzlichen Regelung der Buchpreise in Österreich trat auch in
Deutschland ein Gesetz zur Sicherung der Buchpreisbindung in Kraft, das
in vielen Punkten mit der österreichischen Lösung vergleichbar ist.

Budget. Das Kunstbudget Österreichs wird gemäß den im Bundes-
haushaltsgesetz definierten Prinzipien der Budgetwahrheit, -klarheit und 
-jährlichkeit erstellt. Seit Mitte der 70er Jahre haben sich das Angebot an
kulturellen Veranstaltungen und damit die dafür notwendigen öffentlichen
Mittel vervielfacht. Die Kunstförderungsausgaben der ➤ Kunstsektion
betrugen 2004 € 80,4 Mio. Damit liegt das Kunstbudget im Spitzenfeld ver-
gleichbarer europäischer Staaten. Die Finanzierung von Kunst und Kultur
funktioniert in Österreich wie in allen europäischen Ländern im wesentli-
chen über öffentliche Mittel und erst in letzter Zeit zunehmend über private
Zuwendungen oder ➤ Sponsoring. Für die Förderung der Bundesmuseen,
der Österreichischen Nationalbibliothek, des Denkmalschutzes, des öffent-
lichen Bibliothekswesens und der Volkskultur ist das Bundesministerium
für Bildung, Wissenschaft und Kultur zuständig; die Auslandskulturpolitik
ressortiert beim Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten.

Bundes-Kunstförderungsgesetz. Die österreichi-
sche Bundesverfassung schreibt der öffentlichen Hand keinerlei direkte
Verpflichtung zur Pflege oder Förderung von Kultur und Kunst vor. Dies-
bezügliche Maßnahmen erfolgen im Bereich der Privatwirtschaftsverwal-
tung des Bundes und der Länder. Kulturrelevante Bestimmungen auf ver-
fassungsgesetzlicher Ebene enthalten Art.10 bis 15 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes, in denen die Kompetenzverteilung zwischen Bund und
Ländern festgeschrieben ist. Artikel 10 zählt die Kompetenzen des Bun-
des auf. Daraus resultiert, dass er im Bereich der Kulturpflege unter ande-
rem für die Führung der Bundestheater, der Bundesmuseen, der Hofmu-
sikkapelle sowie im Rahmen des Denkmalschutzes etwa für die Schlös-
ser, Residenzen und Kirchen zuständig ist. Die Bundeskunstförderung
selbst ist rechtlich im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung des Bundes
angesiedelt. Ebenso wie für die Kunstförderung der Bundesländer gilt das
im Zivilrecht geregelte Vertragswesen.

Das Bundes-Kunstförderungsgesetz (BGBl. Nr.147/1988, BGBl. I
Nr.95/1997, BGBl. I Nr.132/2000), mit dem sich die Republik im Bereich
der öffentlichen Kunstförderung selbst verpflichtet und bindet, wurde 1988
verabschiedet. Neben der Forderung, im jeweiligen Budget die nötigen
Mittel für die öffentliche Kulturförderung vorzusehen, beinhaltet § 1 Abs.1
die Zielsetzung der Förderung des künstlerischen Schaffens und seiner
Vermittlung, der Verbesserung der Rahmenbedingungen für ➤ Sponso-
ring sowie der sozialen Lage der Künstler. Die weiteren Gesetzesab-
schnitte beziehen sich auf den Gegenstand der Förderung – mit dem
deklarierten Schwerpunkt auf zeitgenössischer Kunst, deren geistige
Wandlungen und deren Vielfalt –, auf die Förderungsarten, die allgemei-
nen Voraussetzungen, Richtlinien und Bedingungen für eine Förderung.
Weitere Paragraphen beziehen sich auf die ➤ Beiräte und Jurys sowie
die Erstellung des ➤ Kunstberichts.
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Mit der Novelle zum Kunstförderungsgesetz 1998 wurde rückwirkend ab
dem Jänner 1991 die Einkommensteuerfreiheit von Stipendien und Prei-
sen festgelegt, die nach dem Kunstförderungsgesetz vergeben werden.
Die Steuerfreiheit wurde auch auf vergleichbare Leistungen aufgrund von
landesgesetzlichen Vorschriften sowie auf ➤ Stipendien und ➤ Preise,
die unter vergleichbaren Voraussetzungen von nationalen und internatio-
nalen Förderungsinstitutionen vergeben werden, ausgedehnt. (➤ Steuer-
gesetzliche Maßnahmen)

Mit der Novelle zum Kunstförderungsgesetz 2000 wurde für den Bereich
der modifizierten Galerieförderung festgelegt, dass der Bund den Ankauf
von Kunstwerken durch österreichische Museen durch Zuschüsse fördern
kann, wenn dies im gesamtösterreichischen Kunstinteresse gelegen ist.

Bundestheater. Mit dem im Juli 1998 vom Österreichischen
Nationalrat beschlossenen Bundesgesetz über die Neuorganisation der
Bundestheater (Bundestheaterorganisationsgesetz, BThOG, BGBl. I
Nr.108/1998) wurden die ehemals im österreichischen Bundestheater-
verband zusammengefassten Bühnen in die rechtliche Selbständigkeit
entlassen. Das BThOG sieht fünf Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung vor, nämlich die Bundestheater-Holding GmbH sowie die in deren
Eigentum stehenden Burgtheater GmbH, Wiener Staatsoper GmbH,
Volksoper Wien GmbH und Theaterservice GmbH. Seit dem 1. Septem-
ber 2004 sind die Burgtheater GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH und
die Volksoper Wien GmbH mit je 16,3 % an der Theaterservice GmbH
wirtschaftlich beteiligt. Für die Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags der
Bühnengesellschaften bzw. die Wahrnehmung der Aufgaben der Holding
GmbH leistet der Bund eine jährliche Basisabgeltung in der Höhe von
€ 133.645.000.

Cultural Contact Point. 1998 wurde auf Initiative der
Europäischen Kommission in jedem Mitgliedstaat der ➤ Europäischen
Union ein Cultural Contact Point (CCP) eingerichtet. Mittlerweile verfügen
auch die neuen Mitgliedsstaaten über derartige Kontaktstellen. Der CCP
Austria wurde in die EU-Koordinationsstelle der Kunstsektion, Abteilung 7,
eingegliedert. Er fungiert als Beratungsstelle und Ansprechpartner für das
EU-Kulturförderungsprogramm ➤ KULTUR 2000 sowie als Schnittstelle
zwischen den Kulturschaffenden Österreichs und der Europäischen Kom-
mission. Zu seinen Aufgaben zählen die Information über ➤ EU-Kulturför-
derung und kulturpolitische Aktivitäten der ➤ Europäischen Union, die
Unterstützung bei der Antragstellung und der Partnersuche für Koopera-
tionsprojekte sowie die Bildung eines Netzwerks mit den CCPs der übri-
gen Mitgliedstaaten. Der CCP veranstaltet regelmäßig Informationsveran-
staltungen zum Programm KULTUR 2000 und Workshops für Antragsteller.

EU-Kulturförderung. Die Ziele der EU-Kulturförderung
sind u.a. die Hervorhebung der kulturellen Vielfalt, der Austausch von
Künstlerinnen und Künstlern, die Förderung der Zusammenarbeit auf
europäischer Ebene, die Förderung von europäischen Netzwerken, die
Förderung des kulturellen Dialogs und der transnationalen Verbreitung
von Kultur sowie der Austausch und die Hervorhebung des gemeinsamen
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kulturellen Erbes. Der zusätzliche europäische Nutzen und der kulturelle
Wert eines Projekts aus europäischer Perspektive zählen zu den Voraus-
setzungen der auf dem ➤ Subsidiaritätsprinzip basierenden EU-Förderun-
gen.

In Ablöse der bisherigen Förderungsprogramme Kaleidoskop, Ariane und
Raphael trat ab dem Jahr 2000 das erste Rahmenprogramm der EU zur
Kulturförderung (KULTUR 2000) mit einem Budgetvolumen von ursprüng-
lich € 167 Mio für die Jahre 2000 bis 2004 in Kraft. KULTUR 2000 wurde
für die Jahre 2005 und 2006 verlängert und zusätzlich mit einem Budget
in Höhe von € 69,5 Mio dotiert (➤ Cultural Contact Point, ➤ KULTUR
2000, ➤ KULTUR 2007).

Eurimages. Der 1988 als Teilabkommen des ➤ Europarats
errichtete Filmförderungsfonds unterstützt primär die Herstellung von
Spiel-, Dokumentar- und Animationsfilmen, die für eine Auswertung im
Kino bestimmt und als Koproduktion zwischen mindestens zwei Mitglieds-
ländern konzipiert sind. Weiters werden der Verleih von europäischen
Kinofilmen sowie Kinos in jenen Ländern unterstützt, die keinen Zugang
zum MEDIA-Programm der ➤ Europäischen Union haben. Die Richtlinien
und Förderungsbedingungen im Bereich der Koproduktionen wurden mit
1. Jänner 2004 neu formuliert, um den laufenden Veränderungen der
Filmproduktion in den Mitgliedsstaaten Rechnung zu tragen und somit
den Erfordernissen der Filmwirtschaft gerecht zu werden. Die Förderung
kann höchstens 15% der Gesamtherstellungskosten und maximal 
€ 700.000 betragen. Liegen die Gesamtherstellungskosten unter € 1,5
Mio, können 20% beantragt werden. Die Förderung wird weiterhin in
Form eines bedingt rückzahlbaren Darlehens gewährt; die Rückzahlung
erfolgt ab den ersten Netto-Produzentenerlösen.

Im Jahr 2004 hatte Eurimages 30 Mitgliedsländer: Belgien, Bulgarien,
Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Luxemburg, Mazedonien, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden,
Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Türkei, Ungarn und
Zypern.

Europa fördert Kultur. Das Bundeskanzleramt hat in
Kooperation mit dem Auswärtigen Amt in Deutschland eine Internetver-
sion des bisher nur in Printform erhältlichen Handbuchs zur Kulturförde-
rung der EU „Europa fördert Kultur“ beauftragt. Die Website www.europa-
foerdert-kultur.info gibt einen Überblick über EU-Programme, die unter
gewissen Voraussetzungen Förderungsmöglichkeiten für europäische Kul-
turprojekte bieten (wie z.B. Bildungs-, Forschungs- und Technologiepro-
gramme, Struktur- und Regionalfonds, Kooperationsprogramme mit Dritt-
staaten). Neben den wichtigsten Eckdaten zum jeweiligen Programm
geben Kontaktadressen und Projektbeispiele für Deutschland und Öster-
reich näheren Einblick in die Materie. Bei der Umsetzung kooperierte die
Kulturpolitische Gesellschaft e.V. in Deutschland mit der Österreichischen
Kulturdokumentation, die den österreichspezifischen Teil recherchiert hat
und inhaltlich betreut. (➤ Cultural Contact Point, ➤ KULTUR 2000, ➤
KULTUR 2007). 

eurimages
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Europäische Kulturhauptstadt. Nach einstimmi-
gem Beschluss der EU-Kulturminister wird seit 1987 jedes Jahr einer
europäischen Stadt oder mehreren europäischen Städten der Titel
„Europäische Kulturhauptstadt“ zuerkannt und der Veranstaltungsort 
eines „Europäischen Kulturmonats“ festgelegt. Beide Ereignisse haben
bisher jeweils Investitionen ausgelöst und durch die Belebung der kultu-
rellen Aktivitäten wichtige Impulse für den Städtetourismus gegeben. 
Graz trug im Jahre 2003 als erste österreichische Stadt den Titel
„Europäische Kulturhauptstadt“. Der Titel „Europäischer Kulturmonat“
wurde 2004 nicht vergeben. Österreich ist aufgrund des Beschlusses des
Europäischen Parlaments und des Rates über die Einrichtung einer
Gemeinschaftsaktion zur Förderung der Veranstaltung „Kulturhauptstadt
Europas 2005–2019“ berechtigt, für 2009 wieder eine „Kulturhauptstadt
Europas“ zu benennen. Im Rahmen des nationalen Ausschreibungsver-
fahrens, dessen Frist am 15. September 2004 endete, hat Linz als einzige
österreichische Stadt eine Bewerbung abgegeben. Die Kandidatur der
Stadt Linz wurde Ende 2004 den europäischen Institutionen bekannt
gegeben. 

Europäische Kulturkonvention. Die Europäische
Kulturkonvention vom Mai 1955 verpflichtet die Unterzeichnerstaaten des
➤ Europarats zur Zusammenarbeit und schafft die Grundlage für die
Durchführung von Kultur- und Bildungsprogrammen. Die Kulturkonvention
ist bis heute eines der wenigen, praktisch gesamteuropäisch gültigen kul-
turpolitischen Dokumente. Alle 49 Staaten Europas haben die Konvention
unterzeichnet. Sowohl die Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada,
Japan und Israel als auch die internationalen und supranationalen Organi-
sationen EU, UNESCO, OECD, OSZE und der Rat der nordischen Kul-
turminister haben einen Beobachterstatus in den Kulturgremien des Euro-
parats.

Europäische Union. Der 1992 unterzeichnete Vertrag von
Maastricht weitet die Befugnisse der Union auf die Kultur aus: Er führt mit
dem Artikel 151 ein neues Kapitel „Kultur“ ein und bestimmt in dem
Abschnitt, der den „Grundsätzen“ der Gemeinschaftstätigkeit gewidmet
ist, dass die Union „einen Beitrag zu einer qualitativ hochstehenden allge-
meinen und beruflichen Bildung sowie zur Entfaltung des Kulturlebens in
den Mitgliedstaaten“ leistet (Artikel 3, Absatz q). Bei der Ausübung dieser
neuen Befugnisse wird die Gemeinschaft jedoch nur dann tätig, wenn die
Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaa-
ten nicht ausreichend erreicht werden können (Artikel 5). Die EU nimmt
also weiterhin keinerlei Einfluss auf die nationalen Kulturpolitiken bzw. 
-finanzierungen und beschränkt sich im Kulturbereich – basierend auf
dem ➤ Subsidiaritätsprinzip – ausschließlich auf Aktivitäten mit zusätzli-
chem europäischen Nutzen. Der Kulturartikel des Vertrags sieht ferner
vor, dass die Gemeinschaft „bei ihrer Tätigkeit aufgrund anderer Bestim-
mungen dieses Vertrags den kulturellen Aspekten Rechnung (trägt), ins-
besondere zur Wahrung und Förderung der Vielfalt ihrer Kulturen“ (Artikel
151, Absatz 4).
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Europarat. Als zwischenstaatliche Organisation unmittelbar nach
dem 2. Weltkrieg gegründet, stellt der Europarat allgemein humanistische
und demokratische Werte in den Mittelpunkt seiner kulturellen und erzie-
herischen Aktivitäten. Nach 1989/90 wurden die neuen mittel- und osteu-
ropäischen Demokratien schrittweise in die Organisation aufgenommen.
Im kulturellen Bereich ist vor allem die ➤ Europäische Kulturkonvention
sowie das ➤ Lenkungskomitee für kulturelle Entwicklung (CD-CULT) von
Bedeutung. Seit 1989 läuft ein Evaluierungsprogramm staatlich-nationaler
Kulturpolitiken. Parallel zu einem Bericht über kulturpolitische Leitlinien,
Konzeptionen, Strukturen und Budgets der im „European Programme of
National Cultural Policy Reviews“ involvierten Länder wird eine Expertise
von außenstehenden Fachleuten aus anderen europäischen Ländern in
Reaktion auf diesen Bericht erstellt. Derzeit liegen die „National Reports“
zur Kulturpolitik in folgenden Ländern vor: Albanien, Armenien, Aserbaid-
schan, Bulgarien, Estland, Finnland, Frankreich, Italien, Kroatien, Lett-
land, Litauen, Mazedonien, Moldavien, Montenegro, Niederlande, Öster-
reich, Rumänien, Slowakei, Russland, Schweden, Serbien, Slowenien
und Zypern.

Seit 1999 arbeitet der Europarat auch „transversale Studien“ zu ver-
schiedenen prioritären Kulturthemen aus, wie z.B. „VAT and Book Policy
Impacts and Issues“ oder „Cultural Employment in Europe“. An diesen
Studien nehmen maximal sechs bis acht Staaten teil; sie sollen als Fall-
beispiele für vergleichbare innerstaatliche Studien der restlichen Mit-
gliedsländer dienen. Großes Engagement zeigte der Europarat bei seinen
verschiedenen Technical-Assistance-Aktivitäten im Kulturbereich in Ost-
und Südosteuropa. Das MOSAIC-Projekt für Albanien, Bosnien-Herzego-
wina, Bulgarien, Rumänien, Mazedonien, Moldawien und Serbien-Monte-
negro wurde 2002 erfolgreich abgeschlossen. Gleichzeitig wurde
MOSAIC II gestartet, an dem weiterhin Serbien-Montenegro, Bosnien-
Herzegowina und Mazedonien teilnehmen. Für die kaukasischen Republi-
ken Armenien, Aserbaidschan und Georgien wurde im Bereich der Techni-
cal Assistance das STAGE-Projekt durchgeführt. Ein „Aktionsplan für
Russland“ läuft seit 2003.

Ein Schwerpunkt des Europarats wird zukünftig bei den Themen kultu-
relle Vielfalt und Kultur als Konfliktprävention liegen. Die hierfür notwendi-
gen Vorarbeiten haben 2002 begonnen. 2002 wurde das bisherige Fach-
komitee Kultur des Lenkungsausschusses „Rat für kulturelle europäische
Zusammenarbeit“ zu einem Lenkungsausschuss unter gleichzeitiger Auf-
lösung des Rates aufgewertet.

Fernsehfilmförderungsfonds. Mit der Novelle des
KommAustria-Gesetzes wurde per 1. Jänner 2004 bei der RTR-GmbH ein
Fernsehfilmförderungsfonds eingerichtet. Die RTR-GmbH verwaltet die-
sen Fonds und erhält jährlich € 7,5 Mio aus einem Teil der Gebühren
gemäß § 3 Abs.1 Rundfunkgebührengesetz, die früher dem Bundesbud-
get zugeflossen sind. Diese Mittel sind durch die RTR-GmbH anzulegen
und zur Förderung der Herstellung von Fernsehproduktionen zu verwen-
den. Für die Vergabe von Förderungen aus dem Fernsehfilmförderungs-
fonds wurden von der RTR-GmbH Richtlinien erstellt und ein Fachbeirat,
bestehend aus fünf Personen mit mehrjähriger Praxis in der Filmbranche,
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installiert. Förderungsentscheidungen werden unter Berücksichtigung der
Förderungsziele und nach Stellungnahme durch den Fachbeirat durch
den Geschäftsführer der RTR-GmbH getroffen.

Die maximale Förderungshöhe beträgt 20% der angemessenen
Gesamtherstellungskosten. Die Höchstförderungsgrenzen liegen im Ein-
zelfall für Fernsehserien bei € 120.000 pro Folge, für TV-Dokumentatio-
nen bei € 200.000 und für Fernsehfilme bei € 700.000. Die Förderungen
werden in Form nicht rückzahlbarer Zuschüsse gewährt. Antragsberech-
tigt sind unabhängige Produktionsunternehmer bzw. -unternehmen mit
entsprechender fachlicher Qualifikation. Die Förderungsmittel sollen zur
Steigerung der Qualität der Fernsehproduktion und der Leistungsfähigkeit
der österreichischen Filmwirtschaft beitragen, den Medienstandort Öster-
reich stärken und eine vielfältige Kulturlandschaft gewährleisten. Darüber
hinaus soll die Förderung einen Beitrag zur Stärkung des audiovisuellen
Sektors in Europa leisten. 2004 wurden insgesamt 81 Projekte einge-
reicht; für 42 Projekte gab es Förderungszusagen in der Höhe von insge-
samt € 7,2 Mio. Kontakt: filmfoerderung@rtr.at

Film/Fernseh-Abkommen. In der Regierungsvorlage
vom 12. März 1980 zum Filmförderungsgesetz (FFG) wird in den „Erläu-
ternden Bemerkungen“ ausgeführt: „Hinsichtlich verschiedentlich erhobe-
ner Forderungen, den ORF zu verpflichten, in den Fonds Mittel einzubrin-
gen, erscheint es zielführender, im Wege vertraglicher Vereinbarungen
zwischen dem Fonds und dem ORF eine allfällige Mitfinanzierung des
ORF anzustreben.“ In der Folge wurde zwischen dem Österreichischen
Filmförderungsfonds (seit 1993 ➤ Österreichisches Filminstitut) und dem
ORF am 12. Oktober 1981 ein Förderungsabkommen unterzeichnet, das
1989, 1994 und 2003 abgeändert und ergänzt wurde. Ziel des auf unbe-
stimmte Zeit abgeschlossenen Abkommens ist die gemeinsame Förde-
rung des österreichischen Kinofilms, der den Voraussetzungen des FFG
und des Rundfunkgesetzes entspricht. 10% der Abkommensmittel sind
zur besonderen Förderung des Nachwuchsfilms, des Films mit Innova-
tionscharakter, des Kurzfilms und des Dokumentarfilms reserviert.

Aufgrund dieses Abkommens stellt der ORF Mittel für die Filmförderung
zur Verfügung und ist damit ausschließlich berechtigt, die gemäß dem
Film/Fernseh-Abkommen geförderten Filme nach Ablauf der jeweiligen
Kinoschutzfrist für die Gebiete Österreich und Südtirol beliebig oft fern-
sehmäßig zu nutzen. Zur Durchführung des Abkommens wurde eine
gemeinsame Kommission eingerichtet. Zur Erreichung des Abkommens-
zieles stellt der ORF seit 2004 jährlich € 5.960.370 zur Verfügung.

Filmförderung. Die österreichische Bundes-Filmförderung
umfasst zwei Bereiche: Zum einen wird durch die Abteilung 3 der Kunst-
sektion der Bereich der Film- und Medienkunst (Avantgarde-, Experimen-
talfilm, künstlerisch gestalteter Dokumentarfilm und innovative Projekte
aus dem Nachwuchsbereich) abgedeckt, zum anderen ist das ihr beige-
stellte, aber administrativ in Form einer Körperschaft öffentlichen Rechts
eingerichtete ➤ Österreichische Filminstitut für die Förderung des abend-
füllenden Spielfilms und des programmfüllenden Fernsehfilms zuständig.

film/fernseh-
abkommen
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Zuwendungen in diesem Bereich werden seit 1981 vom zuletzt 2004
novellierten Filmförderungsgesetz geregelt. Die jüngste Novelle trat mit 
1. Jänner 2005 in Kraft und umfasst im Wesentlichen folgende Punkte:
die Einführung eines neuen Sachverständigengremiums unter dem Titel
„Österreichischer Filmrat“, die Umbenennung des Kuratoriums in Auf-
sichtsrat und die Umbenennung der Auswahlkommission in Projektkom-
mission, das Stimmrecht des Direktors sowie die Neufassung der Bestim-
mungen zu den Video- und Fernsehnutzungsrechten sowie zu den Rech-
terückfallfristen.

Der technischen und künstlerischen Entwicklung folgend versteht sich
die künstlerische und experimentelle Filmförderung der Abteilung 3 als
medienübergreifend, d.h. das Trägermaterial der Produktion kann durch-
aus auch das Magnetband sein, denn Filmmaterial, Magnetband und digi-
tale Aufzeichnungsmöglichkeiten haben weltweit – vom Experimentalfilm-
bis zum professionellen Spielfilmbereich – zu einem synergetischen Mit-
einander gefunden. Das Förderungsprogramm unterscheidet zwischen
einer Förderung von gemeinnützigen Vereinen und Institutionen, von Ver-
anstaltungen sowie einer Investitionsförderung. Die Abteilung vergibt
Druckkostenbeiträge, Arbeitsstipendien, Reisekostenzuschüsse und för-
dert die Erstellung von Drehbüchern, die Herstellung und Produktion
sowie die Verwertungskosten. Besonders wichtig sind auch die Förderun-
gen im Bereich der Film- und Fotoarchivierung, -forschung und -vermitt-
lung.

Eine weitere Förderungsschiene wurde mit der Novelle des KommAus-
tria-Gesetzes und der Einrichtung eines ➤ Fernsehfilmförderungsfonds
geschaffen, der von der RTR-GmbH verwaltet wird. Seit 2004 stehen aus
Teilen der Rundfunkgebühr jährlich € 7,5 Mio für die Produktion von Fern-
sehfilmen, -serien und -dokumentationen unabhängiger Produzenten zur
Verfügung. Mit dieser Maßnahme sollen für die österreichische Filmpro-
duktionswirtschaft neue Impulse gesetzt werden.

Folgerecht. Das Folgerecht ist ein Schutzrecht und soll den
Künstlern und ihren Rechtsnachfolgern einen Anteil am wirtschaftlichen
Gewinn sichern, den die Wiederverkäufer (Auktionshäuser, Kunsthändler)
aus der Wertsteigerung eines Werkes erzielen.

Nach jahrelangen Verhandlungen zwischen den Regierungen, der
Europäischen Kommission und dem Europäischen Parlament gibt es mit
der im Jahr 2001 in Kraft getretenen EU-Richtlinie über die Harmonisie-
rung der Ansprüche von Künstlern auf einen Anteil beim Verkauf ihrer
Werke eine gesamteuropäische Regelung. In vier Ländern (Niederlande,
Portugal, England und Österreich) gab es bisher überhaupt kein Folge-
recht; in anderen Ländern wurde es nicht entsprechend umgesetzt.

Damit der Verkauf moderner Kunst in den oberen Preisklassen künftig
nicht außerhalb der EU stattfindet, wurden mit der Richtlinie degressive
Sätze eingeführt. So erhalten Künstler zwischen 4% und 0,25% der
Erlöse aus dem Wiederverkauf ihrer Werke nach folgender Preisstaffe-
lung: 4% für die erste Preistranche bis € 50.000; 3% für die Preistranche
zwischen € 50.000 und € 200.000; 1% für die Preistranche zwischen 
€ 200.000 und € 350.000; 0,5% für die Preistranche zwischen € 350.000
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und € 500.000 und 0,25% im Fall eines Verkaufserlöses von mehr als 
€ 500.000. Zusätzlich zu dieser Regelung gilt ein Höchstbetrag: Ein
Künstler kann nach dem Folgerecht maximal € 12.500 jährlich als Vergü-
tung erhalten.

Die Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maß-
nahmen für die Umsetzung in nationales Recht bis 1. Jänner 2006 treffen.
In jenen Ländern, in denen es zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richt-
linie kein Folgerecht gab, kann dieses während weiterer vier Jahre (bis 
1. Jänner 2010) auf lebende Künstler beschränkt bleiben.

Förderungen und Subventionen. Eine Förderung
oder eine Subvention kann als eine „zweckgebundene Unterstützungs-
zahlung öffentlicher Finanzwirtschaften an bestimmte Wirtschaftszweige,
Wirtschaftseinheiten, aber auch einzelne Unternehmungen ohne Gegen-
leistung“ bezeichnet werden. Eine Subventionierung ist somit eine Geld-
zuwendung (oder ein Gelddarlehen) aus Bundesmitteln, die einer außer-
halb der Bundesverwaltung stehenden physischen oder juristischen Per-
son ohne angemessene geldwerte Gegenleistung für eine förderungswür-
dige Leistung gewährt wird.

Die Kunstförderung des Bundes wird in überwiegendem Ausmaß von
der im BKA angesiedelten ➤ Kunstsektion auf Basis des ➤ Bundes-
Kunstförderungsgesetzes verwaltet. Das jeweilige Förderungsansuchen
wird von abteilungsmäßig zuständigen Beamten auf Plausibilität und Vor-
aussetzungen überprüft, danach von einem Beirat auf seine künstlerische
Qualität beurteilt und evaluiert und schließlich – je nach Höhe des Förde-
rungsansuchens – von der zuständigen Abteilung oder dem Ressortver-
antwortlichen genehmigt. Die Erledigung von Förderungsansuchen erfolgt
in Abstimmung mit Ländern und Gemeinden (➤ Subsidiaritätsprinzip).
Den Abschluss des Verfahrens bilden die Vorlage und die Überprüfung
des Nachweises der widmungsgemäßen Verwendung gewährter Subven-
tionen.

Neben der staatlichen Kultur- und Kunstförderung im engeren Sinn sieht
die österreichische Gesetzgebung noch eine Reihe von wichtigen Instru-
menten der indirekten Künstlerförderung vor. Es handelt sich dabei um
diverse einfachgesetzliche Bestimmungen in der Sozial- und Steuerpolitik,
um unterschiedliche Ansätze einer Künstler-Sozialversicherung, um Maß-
nahmen im Bereich der Arbeitsmarktverwaltung, um die ➤ Urheberrechts-
gesetzgebung (neben Direkteinnahmen für Künstler auch andere Vergü-
tungen, die aus der Nutzung von Werken und Leistungen erwachsen,
etwa die ➤ Bibliothekstantieme), um den Ausbau der privaten Kunstförde-
rung durch steuerliche Erleichterungen und um die Absetzbarkeit von pri-
vaten Spenden und von ➤ Sponsoring.

Förderungsarten. Förderungsarten im Sinne des ➤ Bundes-
Kunstförderungsgesetzes 1988, § 3 Abs.1, sind
– Geld- und Sachzuwendungen für einzelne Vorhaben (Projekte),
– der Ankauf von Werken (insbesondere der zeitgenössischen Kunst),
– zins- oder amortisationsbegünstigte Gelddarlehen,
– Annuitäten-, Zinsen- und Kreditkostenzuschüsse,
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– die Vergabe von Stipendien (insbesondere von Studienaufenthalten im
Ausland),

– die Erteilung von Aufträgen zur Herstellung von Werken der zeitgenössi-
schen Kunst,

– die Vergabe von Staats-, Würdigungs- und Förderungspreisen sowie
Prämien für hervorragende künstlerische Leistungen und

– sonstige Geld- und Sachzuwendungen.

Von den im Kunstförderungsgesetz vorgesehenen Instrumenten der
Ausfallshaftung und des Darlehens wird aber sehr selten Gebrauch
gemacht.

In den einzelnen Kunstsparten werden vergeben:
– Jahressubventionen (z.B. für Bühnen, Kunstvereine, Konzertveranstal-

ter),
– Projektsubventionen (z.B. für Filmproduktionen, Literaturveranstaltun-

gen),
– Druckkostenzuschüsse und Übersetzungkostenszuschüsse,
– Zuschüsse für künstlerische Produktion und Reproduktion,
– Investitionsförderungen,
– Finanzierung der Kulturvermittlung,
– ➤ Stipendien,
– Reisekostenzuschüsse,
– ➤ Verlagsförderung,
– Atelierkostenzuschüsse,
– Ausstellungskostenzuschüsse,
– Kompositionsförderungen,
– ➤ Galerieförderung.

Förderungen in einem weiteren Sinn sind die Bereitstellung von Künst-
lerateliers und die Vergabe von ➤ Preisen. Keine echten Förderungen
(unechte Subventionen) sind hingegen ➤ Kunstankäufe, weil damit in
Geld messbare Gegenleistungen verbunden sind. Förderungen können
laut Bundes-Kunstförderungsgesetz das künstlerische Schaffen selbst, die
Veröffentlichung, Präsentation und Dokumentation von Werken, die Erhal-
tung von Werkstöcken und Dokumenten betreffen sowie an Einrichtungen
ergehen, die diesen Zielen dienen. Aus der privatrechtlichen Form der
Kunstförderung – wie sie sowohl in den meisten Ländern als auch beim
Bund in Selbstbindungsgesetzen verankert ist – erwächst den Künstlern
grundsätzlich kein Anspruch aus den in diesen Gesetzen erwähnten För-
derungsmaßnahmen: Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht somit
nicht. Erst der konkrete Förderungsvertrag bedingt Rechte und Pflichten
für beide Seiten. Sämtliche Förderungen eines Jahres werden im 
➤ Kunstbericht dargestellt.

Förderungsrichtlinien. Alle Abteilungen der Kunstsektion
haben detaillierte Übersichten über ihre Förderungsprogramme gemäß 
§ 2 ➤ Bundes-Kunstförderungsgesetz herausgegeben. Es gelten die all-
gemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus
Bundesmitteln des Bundesministeriums für Finanzen sowie die mit 1. Juni
2004 in Kraft getretenen Richtlinien des BKA für die Gewährung von För-
derungen nach § 8 Kunstförderungsgesetz. Alle diesbezüglichen Informa-
tionen stehen unter www.art.austria.gv.at zur Verfügung.
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Fotosammlung. Die im Rahmen der österreichweiten Fotoför-
derung getätigten Ankäufe werden seit 1983 zusammen mit der Salzbur-
ger Fotolandessammlung im Museum der Moderne Salzburg/Rupertinum
gesammelt, archiviert, betreut und digital aufbereitet. Unter der Bezeich-
nung „Österreichische Fotogalerie“ wurde damit ein Zentrum für die zeit-
genössische künstlerische Fotografie in Österreich geschaffen und 2002
zwischen dem BKA und dem Land Salzburg vertraglich besiegelt. Durch
die öffentlichen Ankäufe wurde die Österreichische Fotogalerie zur bedeu-
tendesten und umfassendsten Sammlung zeitgenössischer Autorenfoto-
grafie in Österreich. Die Fotosammlung wird laufend bei in- und ausländi-
schen Ausstellungen einem breiten Publikum präsentiert und ist in dem
vom BKA initiierten Internetportal für künstlerische Fotografie „www.foto-
net.at“ abrufbar.

Galerieförderung. Die Tätigkeit von Galerien für zeitgenössi-
sche Kunst wurde traditionell auch aus Bundesmitteln gefördert, wenn die
Gelder nicht für unmittelbar kommerziell wirksame Projekte, sondern zur
Information des österreichischen Publikums über Trends und Entwicklun-
gen im internationalen Kunstbereich benutzt wurden. 

2001 wurde im Einvernehmen mit dem Verband österreichischer Gale-
rien moderner Kunst die „Galerieförderung neu“ beschlossen. Aufgrund
einer Novelle zum ➤ Bundes-Kunstförderungsgesetz erfolgt diese Förde-
rung nunmehr durch die Zuteilung von Mitteln des Kunstressorts an aus-
gewählte Bundes-, Landes- und Gemeindemuseen, welchen jährlich Mit-
tel zum Ankauf von Werken zeitgenössischer Künstler in österreichischen
Galerien unter der Voraussetzung zur Verfügung gestellt werden, dass sie
diese aus eigenen Mitteln um 50% erhöhen. 

Weiters wurde 2002 in Kooperation mit dem Verband österreichischer
Galerien moderner Kunst ein Programm zur Förderung der Beteiligung
österreichischer kommerzieller Galerien an Kunstmessen im Ausland ein-
gerichtet. Nach bestimmten Kriterien werden im Rahmen dieser Förde-
rung Standkosten einer Galerie von bis zu drei Messebeteiligungen pro
Jahr in abgestuften Prozentsätzen gefördert.

Diese Förderungsmaßnahmen hinsichtlich der gewerblichen Galerien
dienen im Wesentlichen der Verbesserung der Marktchancen der bilden-
den Künstler am österreichischen und internationalen Kunstmarkt und der
Marktorientierung der Galerien.

Kompositionsförderung. Die Abteilung 2 (Musik und
darstellende Kunst) der Kunstsektion unterstützt Komponistinnen und
Komponisten in Form von jährlich ausgeschriebenen Staatsstipendien,
durch Einzelförderungen bei Werkaufträgen durch besonders qualifizierte
Ensembles, durch Fortbildungsbeiträge für Auslandsaufenthalte und durch
Materialkostenzuschüsse für die Herstellung von Partituren. In Anerken-
nung besonderer künstlerischer Leistungen werden Förderungs- und Wür-
digungspreise vergeben. Mit diesen Maßnahmen wird der Stellenwert
Neuer Musik im Konzertleben verbessert.
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Konzertveranstalter-Förderung. Im Rahmen die-
ses Förderungsprogramms der Abteilung 2 (Musik und darstellende
Kunst) der Kunstsektion wird in erster Linie neue, teilweise experimentelle
zeitgenössische Musik unterstützt, ohne dabei die Publikumsresonanz
außer Acht zu lassen. Obwohl Konzertveranstalter mit hervorragendem
Programm einen hohen Eigenertrag (Deckungsgrad) aufweisen, sind sie
im „Musikland Österreich“ dennoch von öffentlichen Finanzierungen
abhängig. Zusätzlich werden Veranstaltern Prämien für Konzertpro-
gramme, insbesondere mit einem entsprechenden innovativen Anteil
zuerkannt.

KULTUR 2000. Das Gemeinschaftsprogramm der ➤ Europäi-
schen Union unterstützt künstlerische und kulturelle Aktivitäten mit
europäischer Dimension. Es wurde Ende 1999 für eine Laufzeit von
ursprünglich fünf Jahren (2000 bis 2004) beschlossen und ersetzte die
bisherigen Kulturprogramme Kaleidoskop, Ariane und Raphael. Das Pro-
gramm betrifft sämtliche kulturelle Tätigkeiten – auch multidisziplinärer Art
– mit Ausnahme des Films (➤ MEDIA). Für die Laufzeit von 2000–2004
stand ein Budget von € 167 Mio zur Verfügung. KULTUR 2000 wurde für
die Jahre 2005 und 2006 verlängert und zusätzlich mit € 69,5 Mio dotiert. 

Ziel von KULTUR 2000 ist es, zur Förderung eines den Europäern
gemeinsamen Kulturraums beizutragen. Erreicht werden soll dies durch
die Förderung des kulturellen Dialogs, des wechselseitigen Kennenler-
nens der Kultur und Geschichte der europäischen Völker, des kulturellen
Schaffens und der transnationalen Verbreitung von Kultur, des Austau-
sches von Künstlern, Kulturschaffenden und anderen Kulturakteuren,
durch die Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes sowie der
kulturellen Vielfalt und der Entwicklung neuer Formen des kulturellen Aus-
drucks.

Gefördert wird innerhalb von drei Aktionen: Aktion 1 fördert einjährige
spezifische, innovative und/oder experimentelle Projekte. Im Rahmen der
Aktion 2 werden mehrjährige Kooperationsprojekte unterstützt. Aktion 3
sieht Ausschreibungen für besondere kulturelle Veranstaltungen mit
europäischer oder internationaler Ausstrahlung (z.B. ➤ Europäische Kul-
turhauptstadt) vor. Der Gemeinschaftszuschuss beträgt maximal 60% der
Gesamtprojektkosten. Im Rahmen des Programms erfolgt jährlich eine
Ausschreibung mit konkreten Teilnahmebedingungen und inhaltlichen
Prioritäten. (➤ Cultural Contact Point)

KULTUR 2007. Die Europäische Kommission hat im Juli 2004
einen Vorschlag für das künftige Kulturprogramm KULTUR 2007 vorge-
legt. Für eine Laufzeit von 2007–2013 sieht dieser Vorschlag ein Budget
von € 408 Mio vor. Das Nachfolgeprogramm von KULTUR 2000 nennt als
seine Ziele die Unterstützung der grenzüberschreitenden Mobilität von
Kulturschaffenden, die Unterstützung der internationalen Verbreitung von
künstlerischen und kulturellen Werken und Erzeugnissen sowie die Förde-
rung des interkulturellen Dialogs. Neben der Unterstützung von Koopera-
tionsnetzen, Kooperationsprojekten und besonderen Projekten ist die
Gewährung von Betriebskostenzuschüssen für auf europäischer Ebene

k
o
n
z
e
r
t
v
e
r
a
n
s
t
a
l
t
e
r

f
ö
r
d
e
r
u
n
g

k
u
l
t
u
r
2
0
0
0

k
u
l
t
u
r
2
0
0
7

konzert-
veranstalter-

förderung
kultur 2000
kultur 2007

.151 G l o s s a r

III-147 der Beilagen XXII. GP - Bericht - IV Glossar 17 von 38



tätige kulturelle Einrichtungen vorgesehen. Das Aktionsprogramm der EU
zur Förderung von auf europäischer Ebene tätigen kulturellen Einrichtun-
gen (➤ Aktionsprogramm) soll demnach in Zukunft Teil von KULTUR 2007
sein. Dieses Programm sieht auch eine erweiterte Zusammenarbeit mit
Drittländern inner- und außerhalb Europas vor. Vor allem sollen die westli-
chen Balkanländer die Möglichkeit haben, gleichberechtigt mit den
EWR/EFTA-Ländern und den Kandidatenländern am Programm teilzuneh-
men. (➤ Cultural Contact Point). Das Programm soll im 2. Halbjahr 2006
beschlossen werden.

Kulturabkommen. Diese zwischenstaatlichen Verträge
erleichtern die Bedingungen für die Internationalisierung von Kunst und
Kultur und den internationalen Künstleraustausch. Kulturabkommen
bestehen zwischen Österreich und Ägypten, Belgien, Bulgarien, China,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Kroatien, Luxemburg,
Mexiko, Niederlande, Polen, Portugal, Rumänien, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tunesien, Ungarn, Serbien und Russland. Sie regeln in Kultur-
protokollen bzw. Kulturprogrammen mit drei- bis vierjähriger Laufzeit im
wesentlichen die Formen der bilateralen kulturellen Zusammenarbeit,
legen deren Rahmenbedingungen fest und beinhalten auch Vereinbarun-
gen über den Austausch von Experten, kulturellen Aktivitäten, Künstler-
gruppen, Ensembles und Tanzkompagnien in limitierter Zahl. Die allge-
meinen und finanziellen Bestimmungen unterliegen den jeweils ausge-
handelten Übereinkommen und Protokollen. Ohne formelles Kulturabkom-
men besteht ein analoges periodisches Arbeitsprogramm mit Norwegen.
Mit Israel und dem Iran besteht ein Kulturprogramm auf der Basis eines
„Memorandum of Understanding on Cultural and Educational Coopera-
tion“.

Kulturinitiativen. Österreichs Kulturinitiativen haben sich seit
den 70er Jahren zu einem aktiven und belebenden Teil der österreichi-
schen Gegenwartskultur und -kunst entwickelt und in der öffentlichen kul-
turpolitischen Diskussion der vergangenen Jahre einen höheren Stellen-
wert erhalten. Die Bandbreite dieses relativ jungen kulturellen Sektors
reicht von regionalen Veranstaltern, multikulturellen, interdisziplinären und
experimentellen Kunst- und Kulturprojekten unter dem Gesichtspunkt der
Integration sozial benachteiligter Gruppen bis hin zu Serviceleistungen
und Verbänden, die Verbesserungen im Bereich von Organisation und
Management der Kunst- und Kulturinitiativen ermöglichen. Ursprünglich
mit überwiegend soziokulturellen Zielsetzungen (➤ Soziokultur) angetre-
ten, haben sich die Kulturinitiativen zum Großteil zu regionalen Veranstal-
tungsagenturen mit breiter Angebotspalette gewandelt. Seit 1991 werden
– nach einem Entschließungsantrag des Nationalrats am 28. Juni 1990 –
regionale Kunst- und Kulturinitiativen in ganz Österreich von einer eige-
nen Abteilung der ➤ Kunstsektion, der Abteilung 8, gefördert, soweit sie
von überregionalem Interesse oder geeignet sind, beispielgebend zu wir-
ken. 

Bei der Umsetzung dieses Auftrags stehen folgende Förderungsmög-
lichkeiten zur Verfügung: Zuschüsse zur Betriebsführung, Investitions-,
Projekt- und Programmzuschüsse, Evaluation und angewandte Kulturfor-
schung, Reisekostenzuschüsse, internationale Qualifizierung von
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Führungskräften im Kunst- und Kulturbereich durch ein eigenes Trainee-
Programm bei ausländischen Institutionen im Ausmaß von drei bis sechs
Monaten.

Kulturpolitik. In Westeuropa kann erst seit dem 2. Weltkrieg
von einer systematischen, liberal-demokratisch orientierten staatlichen
Kultur- bzw. Kunstförderungspolitik gesprochen werden. In den vergange-
nen Jahrzehnten lösten unterschiedliche kulturpolitische Praktiken einan-
der mehrmals ab. Kunst- und Kulturförderung durch die öffentliche Hand
blieb traditionell eine kontroverse und viel diskutierte Angelegenheit. Die
Kritik richtete sich vor allem gegen die Ineffektivität des „Gießkannenprin-
zips“ oder das fast ausschließlich nach sozialen Gesichtspunkten betrie-
bene Förderungsmodell, das wenig für die künstlerische Weiterentwick-
lung leiste.

Die Versuche, die früher häufig auf vielfältigen persönlichen Abhängig-
keiten basierenden staatlichen Kunst- und Kulturförderungssysteme zu
reformieren und transparenter zu gestalten, führten durch den vermehrten
Einsatz von ➤ Beiräten und Jurys zunehmend zur Gremialisierung von
Förderungsentscheidungen.

Seit 1970 enthalten die jeweiligen Regierungserklärungen umfangrei-
chere programmatische Aussagen zur Kulturpolitik, die 1975 mit dem Kul-
turpolitischen Maßnahmenkatalog ihren ersten Höhepunkt erreichte. Mit
dem ➤ Bundes-Kunstförderungsgesetz als bis heute umfassendste und
wichtigste kulturpolitische Kodifikation des Bundes wurde die bis dahin
geübte und in den „Rahmenrichtlinien für Förderungen aus Mitteln des
Bundes“, Verordnungsblatt 1978, Nr. 158, kodifizierte Kunstförderungs-
praxis 1988 bundesgesetzlich verankert.

Kulturvermittlung. Es gibt zwei Grundtypen der Kulturver-
mittlung: die allgemeine Arbeit der Kulturinitiativen und die konkrete Arbeit
der in einem eigenen Fachstudium ausgebildeten Kunst- und Kulturver-
mittler. Ihre Arbeit ist projektbezogen und richtet sich meist an bestimmte
Bevölkerungsgruppen wie Kinder, Lehrlinge, alte Menschen etc. In den
vergangenen Jahren wurde der Begriff der Kulturvermittlung inflationär
verwendet und musste häufig als Ersatz für eine fehlende präzise kultur-
politische Begrifflichkeit herhalten. Neue, allgemein als innovativ bezeich-
nete Kulturpolitiken wie z.B. das niederländische Kulturverwaltungsmodell
fördern inzwischen explizit unterschiedliche Bereiche der Kunstvermittlung
und verlagern ihre Förderungsschwerpunkte zum Teil in den Bereich des
Kulturmanagements. 

Kunstankäufe. Der Ankauf von Kunstwerken zeitgenössischer
bildender Künstler stellt nach dem ➤ Bundes-Kunstförderungsgesetz eine
Förderungsmaßnahme dar. Damit soll das Interesse des Bundes an der
aktuellen künstlerischen Produktion dokumentiert werden. Wirtschaftlich
gesehen stellt der Werkankauf insbesondere für jüngere Künstler auch
eine finanzielle Förderung dar. In Ergänzung zu den Sammlungen von
Spitzenwerken in den österreichischen Museen und Ausstellungshäusern
entstand in den letzten 50 Jahren eine Dokumentation zeitgenössischer
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Kunstproduktion. Diese macht die Breite und Vielfalt österreichischen
Kunstschaffens im Zeitverlauf sichtbar. Den Ankäufen kommt vor dem
Hintergrund eines noch immer entwicklungsfähigen Kunstmarktes eine
zusätzliche, Einkommen schaffende Funktion zu. Die angekauften Werke
werden von der ➤ Artothek des Bundes verwaltet und zur Ausstattung
von Bundesdienststellen sowie von ausgegliederten Unternehmen ver-
wendet, die im Mehrheitsbesitz des Bundes stehen. Einzelne Ankäufe
werden Bundes- und/oder Landesmuseen auch als Dauerleihgaben zur
Verfügung gestellt.

Seit 1981 werden auch Werke zeitgenössischer künstlerischer Fotogra-
fie angekauft, die im Museum der Moderne Salzburg/Rupertinum (➤ Foto-
sammlung) gelagert, betreut und in Ausstellungen im In- und Ausland
gezeigt werden. Zusammen mit den dessen Erwerbungen stellen diese
Ankäufe die einzige nationale Sammlung zeitgenössischer künstlerischer
Fotografie dar.

Kunstbericht. Der erste Kunstbericht an den österreichischen
Nationalrat erging für den Berichtszeitraum 1970/71. Seither erschien der
Kunstbericht jährlich und wurde über die Jahre umfangreicher und detail-
lierter. Seit 1988 legt der § 10 des ➤ Bundes-Kunstförderungsgesetzes
fest, „dem Nationalrat im Wege der Bundesregierung einen jährlichen
Bericht über die Tätigkeit des Bundes auf dem Gebiet der Kunstförderung
vorzulegen“, wobei weder die formale noch die inhaltliche Gestaltung die-
ses Berichts näher definiert wird. Im Wesentlichen versteht sich aber der
Kunstbericht als eine Zusammenfassung aller Förderungsmaßnahmen
und -ausgaben im jeweiligen Berichtszeitraum. Das Zahlenmaterial wird
von der jeweiligen Fachabteilung in Zusammenarbeit mit der Abteilung 4
(Statistik) erstellt; mit der redaktionellen Bearbeitung ist die Abteilung 5
(Literatur und Verlagswesen) befasst.

Kunstförderungsbeitrag. Seit 1950 wird in Österreich
parallel zum monatlich zu entrichtenden Programmentgelt für den ORF
und zur Gebühr für die Rundfunkempfangseinrichtungen eine zweckge-
bundene Abgabe zur Förderung zeitgenössischen Kunstschaffens einge-
hoben. Die Einnahmen aus diesem Kunstförderungsbeitrag werden
gemäß Kunstförderungsbeitragsgesetz 1981 zwischen dem Bund und den
Ländern im Verhältnis 70:30 aufgeteilt, der Bundesanteil wiederum geht
zu 85% an die ➤ Kunstsektion, der Rest wird für Angelegenheiten des
Denkmalschutzes und der Museen verwendet. Mit dem Budgetbegleitge-
setz 2000, BGBl. I Nr.26/2000, wurde die monatliche Abgabe von € 0,33
auf € 0,48 angehoben. Zur Beratung über die Mittelverwendung ist den
Ministerien ein ➤ Beirat beigestellt, der aus Beamten, Vertretern der Län-
der, Städte und Gemeinden, der Kammern, des ÖGB sowie Künstlerver-
tretern sozialpartnerschaftlich-paritätisch zusammengestellt wird. Die aus
dem Kunstförderungsbeitrag finanzierten Förderungen sind in der Auf-
schlüsselung der einzelnen Förderungsposten gesondert ausgewiesen.

Mit der Novelle zum Kunstförderungsbeitragsgesetz, BGBl. I Nr.
132/2000, wurden weitere Abgaben eingeführt, die dem ➤ Künstler-So-
zialversicherungsfonds zugute kommen. Vom gewerblichen Betreiber
einer Kabelrundfunkanlage werden für jeden Empfangsberechtigten von
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Rundfunksendungen monatlich € 0,25 eingehoben; demjenigen, der als
Erster im Inland gewerbsmäßig entgeltlich durch Verkauf oder Vermietung
Geräte, die zum Empfang von Rundfunksendungen über Satelliten be-
stimmt sind (Satellitenreceiver, -decoder), in den Verkehr bringt, ist eine
einmalige Abgabe von € 8,72 je Gerät vorgeschrieben. Ausgenommen
sind jene Geräte (Decoder), die ausschließlich zum Empfang von Weiter-
sendungen von Rundfunkprogrammen geeignet sind.

Künstler-Sozialversicherungsfonds. Der Auf-
trag des Fonds besteht darin, Beitragszuschüsse an nach dem Gewerbli-
chen Sozialversicherungsgesetz (GSVG) pensionsversicherte Künstler zu
leisten und die dafür notwendigen Mittel aufzubringen. Künstler im Sinne
des K-SVFG „ist, wer in den Bereichen der bildenden Kunst, der darstel-
lenden Kunst, der Musik, der Literatur oder in einer ihrer zeitgenössischen
Ausformungen (insbesondere Fotografie, Filmkunst, Multimediakunst,
literarische Übersetzung, Tonkunst) aufgrund seiner künstlerischen Befähi-
gung im Rahmen einer künstlerischen Tätigkeit Werke der Kunst schafft.“

Über die „Künstlereigenschaft“ entscheidet die Künstlerkommission, die
aus Kurien besteht, und zwar für Literatur, Musik, bildende Künste, dar-
stellende Kunst und die zeitgenössischen Ausformungen der Kunstberei-
che. Außerdem gibt es eine Berufungskurie. Die Beurteilung des künstleri-
schen Schaffens obliegt der jeweiligen Kurie. Die erfolgreiche Absolvie-
rung einer künstlerischen Hochschulbildung gilt als Nachweis für die ein-
schlägige künstlerische Befähigung. 

Der Zuschuss setzt voraus, dass der GSVG-pensionsversicherte Kunst-
schaffende an die Sozialversicherungsanstalt oder an den Fonds einen
entsprechenden Antrag richtet, die Jahreseinkünfte aus der künstlerischen
Tätigkeit mindestens € 3.881,52 (Wert 2005) betragen und dass die
Summe aller Einkünfte im Jahr € 19.621,67 nicht überschreitet. Der
grundsätzliche Anspruch auf einen Beitragszuschuss wird bescheidmäßig
vom Fonds festgestellt. Er beträgt maximal € 72,67 pro Monat bzw. € 872
pro Jahr (ab 1. Jänner 2005 € 85,50 bzw. € 1.026) und wird von der SVA
gegebenenfalls in der Beitragsvorschreibung berücksichtigt.

Nach Vorliegen des Steuerbescheides wird die Zuschussberechtigung
neuerlich geprüft. Liegen die Gesamteinkünfte über € 19.621,67 oder
erreichen die künstlerischen Einkünfte nicht mindestens € 3.881,52, müs-
sen bereits beanspruchte Zuschüsse innerhalb eines Monats nach Auffor-
derung zurückgezahlt werden. Der Fonds darf unter bestimmten Voraus-
setzungen auf Ersuchen die Rückzahlung stunden oder Ratenzahlungen
bewilligen und – in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen – auch
auf die Rückforderung teilweise oder zur Gänze verzichten. Hat man
zunächst – trotz Antrages – keinen Zuschuss erhalten (weil Einkünfte
außerhalb des Rahmens prognostiziert wurden), werden die Zuschüsse
zu den Pensionsbeiträgen rückwirkend ausbezahlt, wenn die tatsächlich
erzielten Einkünfte den Voraussetzungen entsprechen.

Über Beitragszuschüsse informiert der Künstler-Sozialversicherungs-
fonds, Linke Wienzeile 18, 1060 Wien,
Tel.: (01) 586 71 85, Fax: (01) 586 71 859, E-Mail: office@ksvf.at, 
Internet: www.ksvf.at
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Kunstsektion. Die mit der Kunstförderung betraute Sektion war
in den vergangenen Jahren verschiedenen Ministerien zugeteilt. 1996
befand sie sich als Sektion III beim Bundesministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst (BMWFK), das mit 1. Mai 1996 gemäß Art. 91 N
des Bundesgesetzes BGBl. Nr.201/1996 Bundesministerium für Wissen-
schaft, Verkehr und Kunst (BMWVK) hieß. Seit Februar 1997 ressortiert
die Kunstsektion – nun als Sektion II – beim Bundeskanzleramt. 

Die Kunstsektion umfasst folgende Abteilungen bzw. Förderungsberei-
che: Bildende Kunst, Architektur, Design, Mode (II/1), Musik und darstel-
lende Kunst, Kunstschulen, Allgemeine Kunstangelegenheiten (II/2), Film
und Medienkunst, Fotografie, Rechtsangelegenheiten (II/3), Förderungs-
kontrolle, Budget, Statistik, Kosten- und Leistungsrechnung (II/4), Literatur
und Verlagswesen (II/5), Bilaterale und multilaterale kulturelle Auslandsan-
gelegenheiten, Auszeichnungsangelegenheiten, Öffentlichkeitsarbeit (II/6),
EU-Koordinationsstelle im Kulturbereich, Angelegenheiten der Bundes-
theater (II/7), Förderung regionaler Kulturinitiativen und -zentren, Unter-
stützung multikultureller Aktivitäten, Spartenübergreifende Projekte (II/8).

Aus dem unmittelbaren Verwaltungsbereich der Kunstsektion ausgela-
gerte, intermediäre Institutionen sind der 1980 gegründete Österreichi-
sche Filmförderungsfonds, der 1993 in ➤ Österreichisches Filminstitut
umbenannt worden ist, und der 1989 gegründete Verein KulturKontakt
AUSTRIA für kulturelle Kooperationen mit Ost- und Südosteuropa. Kultur-
Kontakt wurde 2004 mit dem Büro für Kulturvermittlung und dem Öster-
reichischen Kultur-Service in eine gemeinsame Organisationsstruktur
zusammengeführt und wurde damit zu einem österreichischen Kompe-
tenzzentrum für kulturelle Bildung, Kulturvermittlung, kulturellen Dialog
und Bildungskooperation.

Leerkassettenvergütung. Durch die Novelle des 
➤ Urheberrechts 1980 (BGBl. Nr.321/1980) wurde erstmals ein Anspruch
der Urheber auf eine angemessene Vergütung für die Vervielfältigung von
urheberrechtlich geschützten Werken zum eigenen Gebrauch auf Bild-
und Schallträger eingeführt. Die Vergütung ist von demjenigen zu leisten,
der Leer-Trägermaterial (Audio- und Video-Leerkassetten sowie ein- oder
mehrfach beschreibbare CDs) als erster „gewerbsmäßig entgeltlich in den
Verkehr bringt“, wie es in § 42b Abs.3 des Urheberrechtsgesetzes heißt.
Die Leerkassettenvergütung ist eine pauschale Vergütung für sämtliche
Vervielfältigungen zum eigenen Gebrauch, die mit dem Trägermedium
vorgenommen werden. Sie ist das Entgelt für die gesetzliche Lizenz der
Vervielfältigung zum eigenen Gebrauch. Die Verwertungsgesellschaft
Austro-Mechana ist von allen betroffenen ➤ Verwertungsgesellschaften
damit betraut worden, den Vergütungsanspruch geltend zu machen.

Die Höhe der Leerkassettenvergütung, die pro Spielstunde nach ver-
kauften unbespielten Bild- und Tonträgern getrennt bemessen wird, sowie
die Details der Rechnungslegung und Zahlung werden zwischen den Ver-
wertungsgesellschaften und den Zahlungspflichtigen seit August 1988
durch einen Gesamtvertrag geregelt. Die Höhe der Abgabe bewegt sich,
je nachdem, ob es sich um einen Vertrag oder den autonomen Tarif han-
delt bzw. je nach Art des Trägermaterials, zwischen € 0,04 und € 0,27.
2003 betrugen die Einnahmen € 16,3 Mio.
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Einnahmen aus der Leerkassettenvergütung 1981–2003
Jahr 1981 1986 1991 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
€ Mio  0,5  4,7  9,4  7,1  6,9  6,8  6,7  7,1  7,2 10,9  16,3

Diese Mittel werden zwischen den Verwertungsgesellschaften Austro-
Mechana, Literar-Mechana, LSG, OESTIG, VAM, VBK und VG-Rundfunk
nach einem 1982 festgelegten Schlüssel aufgeteilt. Die Verwertungsge-
sellschaften sind verpflichtet, mindestens 51% der Einnahmen aus der
Leerkassettenvergütung abzüglich der darauf entfallenden Verwaltungs-
kosten sozialen und kulturellen Zwecken zu widmen. Die Begriffe „soziale
und kulturelle Zwecke“ sind im Bericht des Justizausschusses (Nr. 1055
der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrats XVI.
GP.) näher erläutert. Die restlichen 49% der Einnahmen aus der Leerkas-
settenvergütung werden individuell an die Urheber und Leistungsschutz-
berechtigten ausgeschüttet.

Die Verwertungsgesellschaften haben soziale und kulturelle Einrichtun-
gen bzw. Fonds geschaffen, die diese Einnahmen verwalten und nach
eigenen Richtlinien über die Zuerkennung von Geldern für kulturelle und
soziale Zwecke entscheiden. Über das Ausmaß der Verwendung ist dem
Nationalrat jährlich zu berichten.

Lenkungskomitee für kulturelle Entwick-
lung (CD-CULT). Als unmittelbares Resultat der in den Jahren
2000/01 vom ➤ Europarat durchgeführten Evaluierungsprozesse wurden
im Jahr 2002 die notwendigen Strukturreformen für den Kulturbereich
umgesetzt. So wurde der Rat für kulturelle europäische Zusammenarbeit
(CDCC) aufgelöst und statt dessen seine Spezialkomitees als Lenkungs-
ausschüsse installiert. Gleichzeitig wurden die Bereiche Kultur, Jugend
und Sport sowie der Bereich Naturerbe in einer eigenen Generaldirektion
zusammengefasst. Die erste Sitzung dieses reformierten Gremiums fand
im November 2002 statt.

LIKUS. 1993 hat die Konferenz der Landeskulturreferenten den
Beschluss gefasst, die Vergleichbarkeit der Kulturstatistiken aller neun
Bundesländer herbeizuführen. In der Folge wurde das Institut für Kultur-
management der Universität für Musik und darstellende Kunst in Wien mit
der Durchführung des Projekts „Länderinitiative Kulturstatistik“ (LIKUS)
beauftragt. Die kulturstatistischen Systeme der Bundesländer sollten so
weit miteinander harmonisiert werden, dass die einzelnen Budgetdaten
österreichweit miteinander vergleichbar gemacht und die Förderungsricht-
linien nach einheitlichem Muster gestaltet werden können. Seit 1997 steht
ein umfassendes LIKUS-Schema mit 16 Hauptkategorien kultureller För-
derungsbereiche zur Verfügung, das im Kunstbericht durch die Kategorie
Soziales ergänzt wurde; die Kategorien 2, 3, 5, 11 und 14 finden im För-
derungsbereich der ➤ Kunstsektion keine Anwendung:

1 Museen, Archive, Wissenschaft; 2 Baukulturelles Erbe; 3 Heimat- und
Brauchtumspflege; 4 Literatur; 5 Bibliothekswesen; 6 Presse; 7 Musik; 8
Darstellende Kunst; 9 Bildende Kunst, Foto; 10 Film, Kino, Video, Medien-
kunst; 11 Hörfunk, Fernsehen; 12 Kulturinitiativen, Zentren; 13 Ausbil-
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dung, Weiterbildung; 14 Erwachsenenbildung; 15 Internationaler Kultur-
austausch; 16 Festspiele, Großveranstaltungen; 17 Soziales.

MEDIA PLUS. Das MEDIA-Programm ist das Förderungspro-
gramm der ➤ Europäischen Union zur Unterstützung der audiovisuellen
Industrie in Europa. Ziel dieses Förderungsprogramms ist es, eine Struk-
turverbesserung der europäischen Film- und Fernsehwirtschaft zu errei-
chen. MEDIA I arbeitete von 1991 bis 1995, MEDIA II von 1996 bis 2000.
Das aktuelle Programm MEDIA PLUS hat nunmehr eine Laufzeit von
sechs Jahren (2001 bis 2006) und verfügt über ein Gesamtbudget von 
€ 513 Mio. Die fünf Förderungsbereiche von MEDIA PLUS sind:

– Fortbildung (€ 59,4 Mio): Neue Technologien, Management und Techni-
ken des Drehbuchschreibens

– Entwicklung (mindestens 20% von € 453,6 Mio): Förderung der Ent-
wicklung von Projektpaketen, sogenanntes „slate funding“, und Förde-
rung der Entwicklung von Einzelprojekten (Spiel-, Dokumentar- und Ani-
mationsfilme für Kino oder Fernsehen sowie Multimedia-Projekte)

– Verleih/Vertrieb (mindestens 57,5% von € 453,6 Mio): Kino-Verleih
(selektive und automatische Verleihförderung, Förderung von Weltver-
trieben, Förderung von Kinobetreibern), Offline-Vertrieb (z.B. Videokas-
setten, DVD), TV-Vertrieb und Online-Vertrieb (z.B. Internet, Video-on-
Demand)

– Promotion (etwa 8,5% von € 453,6 Mio): insbesondere Förderung von
internationalen Filmmärkten, von Filmfestivals und von Filmpreisen

– Pilotprojekte (etwa 5% von € 453,6 Mio): u.a. in den Bereichen kinema-
tographisches Erbe, Archivbestände europäischer audiovisueller Pro-
gramme, Kataloge europäischer audiovisueller Werke, europäische
Inhalte auf digitalen Formaten

MEDIA PLUS ist für unabhängige Produzenten (Kino, Fernsehen, Multi-
media), unabhängige Verleiher und Vertriebsunternehmen (Kino, Video,
Weltvertriebe etc.) sowie Autoren, Regisseure, Kinobetreiber, Organisato-
ren von Seminaren und Filmmärkten etc. interessant. MEDIA PLUS über-
nimmt im Bereich Fortbildung in der Regel maximal 50% der Gesamtkos-
ten einer Fortbildungsmaßnahme in Form von Zuschüssen und in den
Bereichen Entwicklung, Vertrieb, Promotion, Pilotprojekte in der Regel
maximal 50% der Gesamtkosten eines Projekts in Form von bedingt rück-
zahlbaren Darlehen oder Zuschüssen. Die Europäische Kommission hat
bei der Durchführung des Programms auf die Länder oder Regionen mit
geringer audiovisueller Produktionskapazität und/oder mit kleinem
Sprachgebiet oder geringer geographischer Ausdehnung besonders Be-
dacht zu nehmen. Im Juli 2004 legte die Europäische Kommission einen
Entwurf für ein Nachfolgeprogramm MEDIA 2007 vor, das insbesondere
die Marktentwicklungen im Bereich der Digitalisierung stärker berücksich-
tigen soll. Die diesbezüglichen Verhandlungen laufen derzeit auf Ebene
des Rates sowie des Europäischen Parlaments.

Medienkunstförderung. Die Arbeitsschwerpunkte in der
Medienkunst liegen bei der Förderung von Einzelvorhaben, beim Interna-
tionalen Festival Ars Electronica sowie bei regionalen Plattformen für
Medienkunst (nicht-gewerbliche Netzwerkknoten). In Abgrenzung zu ver-
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wandten Förderungssparten fallen jene Projekte in den Bereich der
Medienkunst, bei denen die künstlerische Reflexion der digitalen Medien
und ihres soziokulturellen Charakters im Mittelpunkt stehen und die nicht
für Aufführungen in Kinos und/oder bei Filmfestivals konzipiert sind.

Musikförderung. Die gesetzliche Verpflichtung zur Förderung
der Vielfalt künstlerischer Ausdrucksformen öffnet ein breites Spektrum
von der Pflege der Alten Musik bis hin zu aktuellsten Zeittönen. Eine
Abgrenzung nach Begriffen wie E- bzw. U-Musik oder sonstige Sparten-
beschränkungen werden bei der Qualitätsbeurteilung nicht vorgenommen.
Die durch die Abteilung 2 (Musik und darstellende Kunst) der ➤ Kunst-
sektion erfolgende Bundesförderung zielt eher auf künstlerische Entwick-
lungen und auf längerfristige Effekte als auf Kurzzeitergebnisse. 

Österreichischer Kunstsenat. „Zur Würdigung
besonders hervorragender Persönlichkeiten auf dem Gebiet der öster-
reichischen Kunst und zur fachlichen Beratung des Bundesministeriums
für Unterricht in Fragen der staatlichen Kunstverwaltung“ wurde per
Erlass des zuständigen Bundesministeriums vom 7. September 1954 der
Österreichische Kunstsenat eingerichtet. Der aus 21 Mitgliedern beste-
hende Kunstsenat nominiert jährlich eine Künstlerpersönlichkeit für den
Großen Österreichischen Staatspreis (➤ Preise) und wählt aus dem Kreis
der Staatspreisträger die neuen Mitglieder des Senats. Die Wahl als
ordentliches, korrespondierendes bzw. als Ehrenmitglied erfolgt gemäß
den 1955 erlassenen Satzungen grundsätzlich auf Lebenszeit. Die Mit-
gliedschaft ist ehrenamtlich. Dem Kunstsenat gehören ordentliche Mitglie-
der aus den Bereichen der Architektur, der bildenden Kunst, der Dichtung
und der Musik an. „Der Kunstsenat muss zu Informationszwecken mit
allen Stellen, die Angelegenheiten des künstlerischen Lebens in Öster-
reich behandeln, Kontakt nehmen, Vorschläge unterbreiten oder kritisch
Stellung nehmen“, heißt es in Artikel VI der Satzungen.

Österreichisches Filminstitut. 1980 wurde – im
europäischen Vergleich relativ spät – das Filmförderungsgesetz (FFG)
beschlossen, in dessen Folge 1981 der Österreichische Filmförderungs-
fonds seine Tätigkeit aufnahm. 1987 wurde im Zuge einer Novellierung
des FFG die ➤ Referenzfilmförderung eingeführt, 1993 das FFG novel-
liert und das Österreichische Filminstitut (ÖFI) gegründet. Zu weiteren
strukturellen und terminologischen Modifikationen, die die Weiterentwick-
lung des Filmförderungssystems in Österreich begünstigen sollen, kam es
durch die am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Novelle des Filmförde-
rungsgesetzes. 

Gegenstand der ➤ Filmförderung durch das Filminstitut sind dabei ins-
besondere die Stoff- und Projektentwicklung, in Eigenverantwortung von
österreichischen Filmherstellern produzierte österreichische Filme und
österreichisch-ausländische Gemeinschaftsproduktionen, die Vermarktung
von österreichischen und diesen gleichgestellten Filmen sowie die berufli-
che Weiterbildung von im Filmwesen tätigen Personen. Für die Herstel-
lungsförderung nach dem Projektprinzip sind dabei Vorhaben auszu-
wählen, die einen künstlerischen und/oder wirtschaftlichen Erfolg erwarten
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lassen oder den Zielsetzungen der Nachwuchsförderung entsprechen.
Durch die Nachwuchsförderung soll der Einstieg in das professionelle
Filmschaffen erleichtert werden. 

Die Förderungsentscheidungen über Vorhaben trifft grundsätzlich die
Projektkommission. Sie besteht aus vier fachkundigen Mitgliedern aus
dem Filmwesen (Produktion, Regie, Drehbuch und Vermarktung) und
dem Direktor des Filminstituts als Vorsitzendem. Die Entscheidung über
die Höhe der Förderungsmittel für die ausgewählten Vorhaben obliegt
dem Direktor. 

Das Aufsichtsgremium des ÖFI ist der Aufsichtsrat, der mit Vertretern
des für Kunst zuständigen Ressorts, des Wirtschafts- und Finanzministe-
riums, der Finanzprokuratur, der Gewerkschaft Kunst, Medien, Sport und
freie Berufe, der Wirtschaftskammer Österreich, des Fachverbands der
Audiovisions- und Filmindustrie sowie fünf fachkundigen Vertretern des
österreichischen Filmwesens für drei Jahre bestellt wird. Die Pflichten des
Aufsichtsrats sind klar umrissen und umfassen im Wesentlichen alle jene
Fragen, die nicht zum Aufgabenbereich der Projektkommission oder des
Direktors des ÖFI gehören (z.B der Beschluss der Richtlinien zur Ge-
währung von Förderungen oder auch der Beschluss der Geschäfts- und
Finanzordnung). 

Durch die 2005 in Kraft getretene Novelle des Filmförderungsgesetzes
wurde mit dem Österreichischen Filmrat ein neues Sachverständigengre-
mium mit breiter Beteiligung aller Interessenvertreter geschaffen. Diesem
kommt die Aufgabe zu, die Bundesregierung über grundsätzliche Fragen
der Filmpolitik und des öffentlichen Förderungswesens des österreichi-
schen Films zu beraten und entsprechende Empfehlungen abzugeben.

Ebenfalls mit der Novelle 2005 erfolgte eine gesetzliche Regelung über
die Rechterückfallfristen für Fernsehnutzungsrechte. Diese Regelung ent-
spricht dem europäischen Trend und sieht grundsätzlich den Rückfall der
Rechte an den Hersteller nach sieben Jahren vor. Bei einer überdurch-
schnittlich hohen Finanzierungsbeteiligung eines Fernsehveranstalters
kann diese Frist auf zehn Jahre verlängert werden. 

Preise. In den einzelnen Sparten werden jährlich oder zweijährlich
Preise – teilweise nach einem bestimmten Rotationsprinzip – verliehen. In
der Regel wird hier zwischen Förderungspreisen für junge Künstler und
einem Würdigungspreis für ein reifes Lebenswerk unterschieden. Die För-
derungspreise werden teilweise ausgeschrieben und von einer Jury be-
gutachtet, die Würdigungspreise aufgrund einer Jury-Empfehlung verlie-
hen. Förderungspreise sind mit € 5.500 bzw. € 7.300, Würdigungspreise
mit € 7.300, € 11.000 bzw. € 14.600 dotiert. Die Preise werden in den
Sparten Literatur, Kinder- und Jugendliteratur, bildende Kunst, Architektur,
Design, Mode, Musik, Film und Fotokunst sowie für grenzüberschreitende
bzw. Menschen mit Behinderung integrierende Kulturprojekte verliehen.
Sonderpreise werden besonders im Bereich Literatur und Publizistik verge-
ben, darunter der Erich-Fried-Preis für Literatur und Sprache, der Manès-
Sperber-Preis für Literatur, der Österreichische Staatspreis für Kulturpubli-
zistik bzw. Literaturkritik oder der Staatspreis für Europäische Literatur, in
weiteren Bereichen der Förderungspreis für experimentelle Tendenzen in
der Architektur und der Förderungspreis für experimentelles Design im
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Rahmen des „Adolf Loos Staatspreis für Design“, einer Kooperation mit
dem BMWA, der Raiffeisen Landesbank Wien und Design Austria. 

Der Große Österreichische Staatspreis wird auf Vorschlag des ➤ Öster-
reichischen Kunstsenats ohne festgelegtes Rotationsprinzip innerhalb der
Sparten Architektur, bildende Kunst, Literatur und Musik für ein künstleri-
sches Lebenswerk verliehen und ist mit € 30.000 dotiert. In den Berei-
chen Film und künstlerische Fotografie erfolgt die Verleihung des Großen
Österreichischen Staatspreises durch eine eigens bestellte Jury und nicht
durch den Kunstsenat. 

Referenzfilmförderung. Diese beschreibt ein Förde-
rungssystem, aufgrund dessen nach einem – den Förderungsvorausset-
zungen entsprechenden – sog. Referenzfilm (Kinofilm) den entsprechen-
den Produktionsfirmen nicht rückzahlbare Zuschüsse (Referenzmittel)
gewährt werden. Diese Referenzmittel sind zur Finanzierung der Herstel-
lung oder Projektentwicklung eines neuen Kinofilms zu verwenden. Refe-
renzmittel können in Ausnahmefällen auch zur Abdeckung eventueller
Verluste des Förderungsempfängers aus dem Referenzfilm verwendet
werden. Der Erfolg des Referenzfilms wird nach künstlerischen und/oder
wirtschaftlichen Kriterien bemessen. Für die Bewertung des künstleri-
schen Erfolgs werden Teilnahmen an internationalen Filmfestivals bzw.
Preise und Auszeichnungen herangezogen, die in einer Anlage zu den
Förderungsrichtlinien vom ➤ Österreichischen Filminstitut ausgewiesen
werden. Die Auflistung wird kontinuierlich aktualisiert.

Im Zuge der Filmförderungsgesetz-Novelle 1998 wurde die Inan-
spruchnahme der Referenzmittel im administrativen Bereich insofern
erleichtert, als keine neuerliche Befassung der Projektkommission erfor-
derlich ist: Bei Vorliegen schon bisher gültiger Voraussetzungen erfolgt
die Vergabe der Referenzmittel nunmehr „automatisch“.

Reprographievergütung. Im Zuge der ➤ Urheber-
rechtsgesetz-Novelle 1996 (BGBl. Nr.151/1996) wurde eine der ➤ Leer-
kassettenvergütung vergleichbare Vergütung zur Abgeltung der Vervielfäl-
tigung von urheberrechtlich geschützten Werken zum eigenen Gebrauch
mittels reprographischer oder ähnlicher Verfahren eingeführt. Die Repro-
graphievergütung ist zweigestaltig. Sie besteht aus einer Geräte- und
einer (Groß-) Betreibervergütung. Die Gerätevergütung ist von demjeni-
gen zu leisten, der ein Vervielfältigungsgerät (Kopier-, Faxgerät oder
Scanner) als erster gewerbsmäßig entgeltlich in den Verkehr bringt (§ 42
Abs.2 Z 1 und Abs.3 UrhG). Die (Groß-) Betreibervergütung ist zu leisten,
wenn ein Vervielfältigungsgerät in Schulen, Hochschulen, sonstigen Bil-
dungs- und Forschungseinrichtungen, öffentlichen Bibliotheken oder in
Einrichtungen betrieben wird, die Vervielfältigungsgeräte entgeltlich bereit-
halten (z.B. Copy-Shops). Die Reprographievergütung kann nur von 
➤ Verwertungsgesellschaften wahrgenommen werden.

Über die Abwicklung der Gerätevergütung wurde am 20. Dezember
1996 ein Gesamtvertrag zwischen der Literar-Mechana, der VBK und der
Musikedition einerseits und dem Bundesgremium des Maschinenhandels
sowie des Radio- und Elektrohandels in der Wirtschaftskammer Öster-
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reich andererseits abgeschlossen. Dieser sieht eine je nach Gerätetyp
(Kopier-, Faxgerät oder Scanner) und Kopiergeschwindigkeit gestaffelte
jährliche Pauschalvergütung vor. Über die Abwicklung der Betreibervergü-
tung für Copy-Shops wurde am 31. Oktober 1996 ein Gesamtvertrag zwi-
schen der Literar-Mechana und der VBK einerseits und der Bundesinnung
Druck sowie jener der Fotografen in der Wirtschaftskammer Österreich
andererseits abgeschlossen. Dieser sieht je nach Standort (Hochschule,
öffentliche Bibliothek, Hochschulnähe, Nicht-Hochschulnähe, Orte ohne
Hochschule usw.) und Kopiergeschwindigkeit eine gestaffelte jährliche
Pauschalvergütung vor.

Über die pauschale Abgeltung der angemessenen Vergütung für das
Betreiben von Kopiergeräten durch Universitäten, Hochschulen künstleri-
scher Richtung und Forschungseinrichtungen, deren Rechtsträger der
Bund ist, wurde Ende 1997 ein Vertrag zwischen der Literar-Mechana und
der VBK einerseits und dem Bundesministerium für Wissenschaft und
Verkehr andererseits abgeschlossen. Die Einnahmen werden zunächst
zwischen den beteiligten ➤ Verwertungsgesellschaften Literar-Mechana,
VBK und Musikedition aufgeteilt. Die Literar-Mechana verteilt den auf sie
entfallenden Anteil auf der Grundlage von Marktforschungsergebnissen zu
90% individuell und zu 10% im Rahmen der Sozialen und Kulturellen Ein-
richtungen (SKE).

Soziale Förderungen. Das österreichische Künstlerförde-
rungsmodell verfügt über kunstfördernde, soziale Maßnahmen im Einzel-
fall und in Form von übergreifenden Subventionen (➤ Künstler-Sozialver-
sicherungsfonds). Über die aus dem ➤ Kunstförderungsbeitrag gespeiste
Künstlerhilfe können Künstler von der Kunstsektion einmalige oder wie-
derholte Zahlungen unter Berücksichtigung ihrer sozialen Situation bean-
tragen.

Ähnliche Leistungen ergehen an Theater- und Musikschaffende. Die
Abteilung 2 (Musik und darstellende Kunst) fördert das IG-Netz für freie
Theaterschaffende und den Verein zur Förderung und Unterstützung
österreichischer Musikschaffender (SFM), die damit unter entsprechenden
künstlerischen Voraussetzungen einkommensabhängige Zuschüsse zu
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung leisten.

Die Staatlich genehmigte Literarische ➤ Verwertungsgesellschaft
(L.V.G.) verwaltet im Literaturbereich einen Sozialfonds, der ausschließ-
lich aus Bundesmitteln dotiert wird. Der Fonds gewährt bei sozialer Be-
dürftigkeit einen Zuschuss zur Alters-, Berufsunfähigkeits- und Hinterblie-
benenversorgung. In besonderen Notfällen gewährt der Sozialfonds ein-
malige Unterstützungen, daneben aber auch Arbeits- und Reisezu-
schüsse sowie den Kostenersatz von Rechtsberatungen bei steuer- und
urheberrechtlichen Angelegenheiten. Über die Vergabe der Mittel ent-
scheidet eine aus sechs Personen bestehende Kommission. Mit dem 
➤ Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz wurde der Sozialfonds der
Literarischen Verwertungsgesellschaft gesetzlich verankert.

Sozialversicherung. Mit dem Arbeits- und Sozialrechts-
Änderungsgesetz 1997 (ASRÄG 1997) hat der Gesetzgeber vorgesehen,
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dass alle Einkünfte, die aus einem Gewerbebetrieb bzw. aus selbständi-
ger Arbeit stammen, von der gewerblichen Sozialversicherung erfasst
werden. Für Künstler wurde das Inkrafttreten des Gesetzes um drei Jahre
hinausgeschoben, um in dieser Zeit eine Mitfinanzierung der Versiche-
rungsbeiträge von dritter Seite zustande zu bringen.

Seit dem Jahr 2001 sind also freiberuflich tätige Künstlerinnen und
Künstler grundsätzlich als sogenannte „Neue Selbständige“ bei der So-
zialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft (SVA) kranken- und
pensionsversichert sowie bei der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt
(AUVA) unfallversichert. Zum gleichen Zeitpunkt trat das Künstler-Sozial-
versicherungsfondsgesetz (K-SVFG) in Kraft, das unter bestimmten Vor-
aussetzungen Zuschüsse zu den Pensionsbeiträgen der Kunstschaffen-
den vorsieht. 

Die GSVG-Versicherung für „Neue Selbständige“ tritt kraft Gesetz –
auch rückwirkend ab Jänner 2001 – ein, wenn die aus dem freiberuflich
künstlerischen Erwerbseinkommen resultierende GSVG-Beitragsgrund-
lage die jeweils geltende Versicherungsgrenze übersteigt. Es gibt zwei
Versicherungsgrenzen:

€ 6.453,36 gilt, wenn innerhalb eines Kalenderjahrs keine weitere
Erwerbstätigkeit ausgeübt wird und auch keine der im nächsten Absatz
genannten Geldleistungen bezogen werden.

€ 3.881,52 (Wert 2005) gilt, wenn im Beitragsjahr – auch nur kurzfristig
– eine weitere Erwerbstätigkeit ausgeübt oder eine Pension, ein Ruhe-
/Versorgungsgenuss, Kinderbetreuungsgeld oder eine Geldleistung aus
der gesetzlichen Kranken- bzw. Arbeitslosenversicherung bezogen wird.

Der sofortige Beginn der Pflichtversicherung kann auch durch eine
Erklärung herbeigeführt werden, wonach die Einkünfte die Versicherungs-
grenze voraussichtlich übersteigen. Die Versicherung bleibt auch aufrecht,
wenn die tatsächlichen Einkünfte unter der Versicherungsgrenze liegen
sollten. Erfolgt keine oder eine „negative“ Einkommensprognose, so wird
die Versicherungspflicht im Nachhinein anhand der im Steuerbescheid
ausgewiesenen Einkünfte geprüft. Bei Überschreitung der Versicherungs-
grenze müssen die Beiträge – inkl. eines 9,3%igen Zuschlags – rückwir-
kend gezahlt werden, allerdings besteht kein rückwirkender Leistungsan-
spruch aus der Krankenversicherung.

Die Beiträge zur Kranken- und Pensionsversicherung werden nach der
Formel „Beitragsgrundlage x Beitragssatz = Beitrag“ berechnet. Bis zum
Bekanntwerden der tatsächlichen Einkünfte werden die Beiträge von einer
vorläufigen Beitragsgrundlage abgeleitet. Sobald der Einkommensteuer-
bescheid vorliegt, kommt es zu einer Nachbemessung, die zu einem Bei-
tragsguthaben oder zu einer Beitragsnachzahlung führt. In den ersten drei
Jahren (2004 bis 2006) werden die vorläufigen Beiträge von einer Min-
destbeitragsgrundlage berechnet, die im Jahr 2005 € 537,78 bzw. 
€ 323,46 ausmacht. Ab dem vierten Jahr der Pflichtversicherung richtet
sich die vorläufige Beitragsgrundlage nach den Einkünften, die im Steuer-
bescheid des jeweils drittvorangegangenen Kalenderjahrs ausgewiesen
wurden. Die Höhe der endgültigen Beitragsgrundlage hängt von den im
Beitragsjahr erzielten Einkünften ab. Es zählen die im Steuerbescheid

s
o
z
i
a
l
v
e
r
s
i
c
h
e
r
u
n
g

sozial-
versicherung

.163 G l o s s a r

III-147 der Beilagen XXII. GP - Bericht - IV Glossar 29 von 38



ausgewiesenen Einkünfte aus selbständiger Arbeit. Zu diesen Einkünften
werden die im Beitragsjahr vorgeschriebenen Kranken- und Pensionsver-
sicherungsbeiträge hinzugerechnet. Das Ergebnis ist die endgültige Bei-
tragsgrundlage, die sich allerdings nur innerhalb der Mindest- bzw. der
Höchstbeitragsgrundlage bewegen kann.

Im Jahr 2005 sind von der vorläufigen/endgültigen Beitragsgrundlage in
der Pensionsversicherung 15%, in der Krankenversicherung 9,1% als Bei-
trag zu zahlen. Die Unfallversicherung kostet ab 1. Jänner 2005 aliquot
monatlich € 7,09 (das sind € 85,06 jährlich).

Beitrags- Beiträge in €
grundlagen KV (9,1%) PV (15%)

vorläufige/endgültie Mindestbeiträge
537,78 48,94 80,67
323,46 29,43 48,52

Höchstbeiträge
4.235,00 385,39 635,25

Quelle: Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft

Soziokultur. Der aus den 70er Jahren stammende Begriff
bezieht sich auf die Aufhebung der Trennung zwischen Kunst und Alltag.
Sowohl der ➤ Europarat als auch die UNESCO nahmen eine sozioan-
thropologische Definition von Kultur vor, die auf der Annahme basiert,
dass das Recht auf Kultur ein Menschenrecht sei (Art. 27 der Menschen-
rechtserklärung). Im Gegensatz zu einer rein ästhetischen Definition
erscheint Kultur gemäß einer globalen Kulturauffassung als die Gesamt-
heit aller materiellen, intellektuellen und geistigen Merkmale, die eine
Gesellschaft oder eine gewisse soziale Gruppe kennzeichnet und von
anderen unterscheidet. Soziokultur stand europaweit für einen Perspekti-
ven- und Paradigmenwechsel in der Kulturpolitik. Die neuesten Entwick-
lungen in der UNESCO und im ➤ Europarat beschäftigen sich sowohl mit
der europäischen als auch der globalen kulturellen Vielfalt bzw. mit dem
Dialog zwischen den Kulturen unter Einbeziehung der Religionen. Kom-
munikation, Öffentlichkeit und Selbstbestimmung wurden damit zu zentra-
len Begriffen. Im Bereich der ➤ Kunstsektion ist die Abteilung 8 für die
Förderung regionaler ➤ Kulturinitiativen, die primär soziokulturelle Arbeit
leisten, zuständig.

Sponsoring. Der Sponsorenerlass des Finanzministeriums vom
Mai 1987 und das ➤ Bundes-Kunstförderungsgesetz 1988 betonen expli-
zit die Notwendigkeit der Förderungen künstlerischen Schaffens durch
Private. Der Sponsorenerlass stellt einerseits klar, unter welchen Voraus-
setzungen Sponsorenleistungen für kulturelle Veranstaltungen ein für den
Abzug als Betriebsausgaben ausreichender Werbeeffekt zukommt; ande-
rerseits ist die Abzugsfähigkeit der Sponsorzahlung für das Unternehmen
nur dann gegeben, wenn über das Sponsoring in Massenmedien redak-
tionell berichtet oder durch kommerzielle Firmenwerbung (Inserate, Pla-
kate) eine große Öffentlichkeit informiert wird: Die Nennung im Pro-
grammheft genügt nicht. Das persönliche Sponsoring für Künstler aus
einer persönlichen Neigung des Unternehmers ist nicht absetzbar. Der
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Aufwand für Kultursponsoring wird auf ca. € 40 Mio jährlich geschätzt. Im
Bereich des Kultursponsoring berät und vermittelt KulturKontakt AUSTRIA
unentgeltlich zwischen Wirtschaft und Kultur. Eine im Auftrag des BKA
erstellte Studie des WIFO stellt eine erste Grundlage für die Umsetzung
der langjährigen Forderungen nach besseren Rahmenbedingungen u.a.
für Kultursponsoring in Österreich dar.

Steuergesetzliche Maßnahmen für Kunst-
schaffende. Nach § 1 ➤ Bundes-Kunstförderungsgesetz hat der
Bund unter anderem die Aufgabe, die Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen der sozialen Lage der Kunstschaffenden anzustreben. Auch im
Vorfeld der sozialen Absicherung der Pensionsversicherung der Kunst-
schaffenden (➤ Künstler-Sozialversicherungsfonds) war die Glättung von
Einkommensspitzen durch die Einführung eines dreijährigen Durchrech-
nungszeitraums zweckmäßig. Dadurch können realitätsferne Einkommen-
steuervorauszahlungen vermieden werden, die sich an hohen Einnahmen
im vergangenen Geschäftsjahr orientieren, denen aber niedrige Einnah-
men im nächsten Geschäftsjahr gegenüberstehen.

Dieses Ziel wurde durch eine Novelle zum Einkommensteuergesetz und
durch die sogenannte Künstler/Schriftsteller-Pauschalisierungsverordnung
des BMFin erreicht. Die Einkommensteuergesetznovelle sieht also einen
Gewinnrücktrag vor. Darunter versteht man die Verteilung des Gewinns
eines „hohen“ Jahres auf dieses und die beiden „niedrigen“ Vorjahre. Der
Sinn dieser Vorgangsweise besteht in der Glättung von Einkommensspit-
zen und der Vermeidung von hohen Steuervorauszahlungen in Zeiten
gesunkener Einnahmen. Die Künstler/Schriftsteller-Pauschalisierungsver-
ordnung zielt auf eine steuerrechtliche Verwaltungsvereinfachung für die
freien Berufe ab. Jene Künstler, die keiner Buchführungspflicht unterlie-
gen, können für Betriebsausgaben und Vorsteuerbeträge Durchschnitts-
sätze von 12% der Umsätze, höchstens jedoch € 8.725 jährlich absetzen.

Schließlich wurde mit dem Bundesgesetz Nr. 142/2000 auch eine steu-
errechtliche Zuzugsbegünstigung für ausländische Künstler vorgesehen.
Bisher waren Kunstschaffende, die ihren Wohnsitz nach Österreich ver-
legten, steuerlich schlechter gestellt als jene, die weiter im Ausland wohn-
ten, in Österreich gastierten und Doppelbesteuerungsabkommen ausnut-
zen konnten. Diese Ungleichbehandlung wurde nunmehr beseitigt. Eine
höhere steuerliche Belastung in Österreich im Vergleich zur ausländi-
schen Steuerpflicht kann auf Antrag ganz oder teilweise aufgehoben wer-
den, wenn der Zuzug eines ausländischen Kunstschaffenden der Förde-
rung der Kunst in Österreich dient und daher im öffentlichen Interesse
gelegen ist.

Stipendien und Zuschüsse. Einzelförderungen für
Künstlerinnen und Künstler erfolgen in den einzelnen Kunstsparten im
Kompetenzbereich der jeweils zuständigen Abteilung. Sie werden in Form
von kurz-, mittel- und langfristigen Arbeits- und Reisestipendien vergeben,
die die ausgewählten Personen in die Lage versetzen sollen, sich
während der Laufzeit des Stipendiums in erhöhtem Maß ihrer künstleri-
schen Entwicklung zu widmen. Kurzstipendien sollen über kurzfristige
finanzielle Schwierigkeiten hinweghelfen oder Auslandsaufenthalte ermög-
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lichen. Langzeitstipendien sollen dazu beitragen, dass sich Künstler län-
gere Zeit ohne zusätzliche Beschäftigung einem Projekt widmen können.

Weitere Einzelförderungen gibt es in Form von Reisekosten- und Auf-
enthaltskostenzuschüssen, Auslandsstipendien zur Förderung der Mobi-
lität junger österreichischer Künstler, Fortbildungszuschüssen im Bereich
Musik und darstellende Kunst, Stipendien im Bereich Kinder- und Jugend-
literatur, Honorar- und Materialkostenzuschüssen sowie Prämien. Einige
Abteilungen der ➤ Kunstsektion haben spezifische Förderungsschemata
unter jeweils eigenen Bezeichnungen entwickelt – z.B. Auslandsstipen-
dien für Tänzer, Staatsstipendien für Komponisten, Förderung von geplan-
ten Kompositionen, deren möglichst mehrmalige Aufführung von beson-
ders qualifizierten Ensembles gesichert erscheint. Die jeweiligen Förde-
rungsprogramme sind im Serviceteil des Kunstberichts und auf der Home-
page der Kunstsektion nachzulesen.

Die Zahl der jährlich zu vergebenden Stipendien ist meist limitiert. Über
einen längeren Zeitraum als ein Jahr laufende Förderungen sind Ausnah-
men – z.B. das Robert-Musil-Stipendium der Abteilung 5, das seit 1990
alle drei Jahre für literarische Großprojekte in Form von drei Langzeitsti-
pendien bereitgestellt wird. Die Laufzeit beträgt dabei höchstens drei
Jahre, die Stipendien werden in 36 Monatsraten zu je € 1.400 ausbezahlt.
Die Jury (nächste Vergabe 2005) ist der Literaturbeirat.

Die Abteilung 1 führt seit 1995 das Atelierhaus des Bundes in Wien. Im
Rahmen eines Artists in Residence-Programms werden ausländischen bil-
denden Künstlern Gastateliers zur Verfügung gestellt. Seit Beginn des
Programms wurden mehr als 90 Künstler aus fünf Kontinenten betreut.
Sowohl die Abteilung 6 als auch KulturKontakt AUSTRIA unterhalten je
zwei Ateliers im Atelierhaus des Bundes, in denen Kunstschaffende im
Rahmen des UNESCO-Aschberg Programms in Durchführung der derzeit
geltenden Kulturprotokolle auf Basis der Kulturabkommen oder auf Einla-
dung Österreichs bis zu drei Monate arbeiten. KulturKontakt AUSTRIA
lädt ausschließlich junge Künstlerinnen und Künstler aus Ost- und
Südosteuropa ein. 

Als besondere Einzelförderung haben die Abteilungen 1 und 3 eine
Reihe von Ateliers im Ausland angemietet, die in Kombination mit monatli-
chen Stipendien auf Vorschlag von Jurys freiberuflichen bildenden und
Fotokünstlern aus Österreich zur Verfügung gestellt werden. Dabei han-
delt es sich sowohl um eine strukturelle als auch um eine auf den einzel-
nen Künstler bezogene Maßnahme zur Verbesserung des internationalen
Erfahrungsaustauschs im Bereich der bildenden Kunst und Fotografie.
2004 wurden von der Abteilung 1 Stipendien für die Atelierwohnungen in
Rom, Krumau (Tschechische Republik), Chicago, Fujino (Japan), Mexiko-
City und für je zwei Ateliers in Paris und in New York vergeben, von der
Abteilung 3 Stipendien für die Ateliers in Rom, Paris, London und New
York.

Das Trainee-Programm der Abteilung 8, ➤ Kulturinitiativen, wird seit
1992 alle zwei Jahre ausgeschrieben und dient der Qualifizierung von
Führungskräften im Kunst- und Kulturbereich. Eine Jury wählt aufgrund
einer Ausschreibung junge Kulturmanager für drei- bis sechsmonatige,
vollfinanzierte Arbeitsaufenthalte bei internationalen Institutionen aus.
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Subsidiaritätsprinzip. Innerhalb der österreichischen Ver-
waltung sind aufgrund der Kompetenzverteilung der Bundesverfassung
primär die Länder für Kunst und Kultur zuständig, während der Bund nur
subsidiär bzw. in explizit angeführten Bereichen (z.B. Bundestheater,
Denkmalschutz) tätig wird. 

Neben dieser grundsätzlichen Kompetenzverteilung im Bereich der
Hoheitsverwaltung gibt es auch den Bereich der Privatwirtschaftsverwal-
tung, in dem die Gebietskörperschaften ohne Einsatz von Hoheitsgewalt
und unabhängig von der Kompetenzverteilung der Bundesverfassung
tätig werden können. Aufgrund der Bedeutung der Kunst für das Ansehen
Österreichs als Kunst- und Kulturnation engagiert sich der Bund im Wege
der Privatwirtschaftsverwaltung, allerdings subsidiär zur primären hoheitli-
chen Zuständigkeit der Länder. Geregelt wird die Kunstförderung des
Bundes mit dem aus Jahr 1988 stammenden ➤ Bundes-Kunstförderungs-
gesetz, das einen Schwerpunkt auf die zeitgenössische Kunst legt und
Projekte fördert, „die von überregionalem Interesse oder geeignet sind,
beispielgebend zu wirken, innovatorischen Charakter haben oder im Rah-
men eines einheitlichen Förderungsprogramms gefördert werden.“

Die für die ➤ EU-Kulturförderungsprogramme zuständige Generaldirek-
tion EAC vergibt Förderungen prinzipiell nur nach dem Subsidiaritätsprin-
zip.

Theaterförderung. Der Bund fördert Theater auf drei Ebe-
nen: Er leistet zur Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags eine gesetzlich
geregelte Basisabgeltung für die ➤ Bundestheatergesellschaften; er för-
dert auf der Grundlage des Finanzausgleichsgesetzes und der Auftei-
lungsvorschläge des Theatererhalterverbandes österreichischer Bundes-
länder und Städte die von den Bundesländern und Städten betriebenen
Bühnen; und er unterstützt private Theater, aber auch freie Gruppen und
einzelne Theaterschaffende auf der Basis des Kunstförderungsgesetzes.
Die Abteilung 2 (Musik und darstellende Kunst) trägt maßgeblich zur
Finanzierung der Wiener Privattheater (z.B. Theater in der Josefstadt,
Volkstheater, Theater der Jugend, Wiener Kammeroper) bei. Jene Thea-
ter, die vom Bund jährlich mehr als € 160.000 erhalten, werden im Kunst-
bericht zu den größeren Bühnen gezählt und im Bühnenbeirat ebenso
diskutiert wie Kleinbühnen und freie Gruppen. Seit 2001 findet der Tanz-
bereich durch einen eigenen Tanzbeirat Berücksichtigung.

UNESCO. UNESCO steht für United Nations Educational, Scienti-
fic and Cultural Organization – Organisation der Vereinten Nationen für
Bildung, Wissenschaft, Kultur und Kommunikation.

Die UNESCO hat 190 Mitgliedstaaten. Sie ist eine rechtlich eigenstän-
dige Sonderorganisation der Vereinten Nationen und hat ihren Sitz in
Paris. „Da Kriege im Geist der Menschen entstehen, muss auch der Frie-
den im Geist der Menschen verankert werden“, lautet die Leitidee der
UNESCO. Sie steht in der Präambel ihrer Verfassung, die 37 Staaten am
16. November 1945 in London unterzeichnet haben. Aus der Erfahrung
des 2. Weltkrieges zogen sie die Lehre: „Ein ausschließlich auf politischen
und wirtschaftlichen Abmachungen von Regierungen beruhender Friede
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kann die einmütige, dauernde und aufrichtige Zustimmung der Völker der
Welt nicht finden. Friede muss – wenn er nicht scheitern soll – in der geis-
tigen und moralischen Solidarität der Menschheit verankert werden.“

Ziel der UNESCO ist es, durch Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Völkern in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Kultur zur
Wahrung des Friedens und der Sicherheit beizutragen, „um in der ganzen
Welt die Achtung vor Recht und Gerechtigkeit, vor den Menschenrechten
und Grundfreiheiten zu stärken, die den Völkern der Welt ohne Unter-
schied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder Religion durch die
Charta der Vereinten Nationen bestätigt worden sind“ (Artikel I.1 der
UNESCO-Verfassung). Ihr Ziel ist also Vertrauensbildung durch friedliche
Zusammenarbeit. 

Als Forum zur globalen intellektuellen Zusammenarbeit hat die UNESCO
das wohl breiteste Programmspektrum aller UNO-Sonderorganisationen.
Es umfasst folgende Aufgabenbereiche: Bildung, Wissenschaft, Kultur,
Kommunikation und Information. Die Österreichische UNESCO-Kommis-
sion ist als Nationalagentur für UNESCO-Angelegenheiten ein Bindeglied
der innerösterreichischen Koordination, aber auch in der Koordination
zwischen dem Sekretariat der UNESCO und österreichischen Institutio-
nen tätig.

Urheberrecht. Dessen Aufgabe ist es, Werke auf den Gebieten
der Literatur, der Tonkunst, der bildenden Künste und der Filmkunst zu
schützen und die Durchsetzung der ideellen und materiellen Interessen
der Urheber sowie der Leistungsschutzberechtigten zu ermöglichen.
Rechtsgrundlage des derzeit geltenden Urheberrechts ist das österreichi-
sche Urheberrechtsgesetz (UrhG) in seiner jeweils gültigen Fassung. Das
Urheberrecht entsteht demzufolge bereits mit der Schaffung des Werks
durch den Urheber. Es bedarf keines Formalakts – wie einer Anmeldung
oder Registrierung –, um den urheberrechtlichen Schutz für ein Werk zu
erhalten. Nach § 1 UrhG sind Werke „eigentümlich geistige Schöpfungen
auf den Gebieten der Literatur, der Tonkunst, der bildenden Künste und
der Filmkunst“. Das Werk genießt als Ganzes und in seinen Teilen urhe-
berrechtlichen Schutz. Rechte können entgeltlich oder unentgeltlich ein-
geräumt werden.

Das moderne Urheberrecht – ursprünglich als Schutzgesetz des schöp-
ferischen Genius gedacht – wird heute nicht bloß individualrechtlich ver-
standen. Man geht zunehmend auch von einer ausgleichenden und damit
sozialen Funktion aus. Über die existentielle Sicherung des (kommerziell
erfolgreichen) Urhebers hinaus soll damit auch ein kultureller und sozialer
Beitrag geleistet werden. Dieser ausgleichende, soziale Aspekt findet in
mehreren Bestimmungen des geltenden Urheberrechtsgesetzes seinen
Ausdruck. Die Entwicklung des Urheberrechts seit den 80er Jahren ten-
diert immer mehr zu pauschalen Vergütungen (➤ Leerkassettenvergü-
tung, ➤ Bibliothekstantieme, ➤ Reprographievergütung). Die Einnahmen
aus den Vergütungsansprüchen, die von ➤ Verwertungsgesellschaften
geltend gemacht werden, werden zum Teil sozialen und kulturellen
Zwecken gewidmet, zum Teil individuell an die Rechteinhaber ausge-
schüttet. Von den Einnahmen aus der Leerkassettenvergütung wird auf-
grund einer gesetzlichen Verpflichtung (Art. II UrhG-Novelle 1980) der
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überwiegende Teil den sozialen und kulturellen Zwecken dienenden Ein-
richtungen der Verwertungsgesellschaften zugeführt. Im Februar 1996
wurde vom Österreichischen Nationalrat eine Neuregelung des UrhG ver-
abschiedet, die eine Neuordnung des Urheberrechts brachte und vor
allem den neuen Möglichkeiten zur Nutzung urheberrechtlich geschützter
Werke Rechnung trug. Wesentliche Veränderungen waren dabei die
Schaffung einer Reprographievergütung zur Abgeltung der Vervielfälti-
gung für den eigenen Gebrauch, eine Verbesserung der Rechtsstellung
der Filmurheber, Erleichterungen des Zugangs zu urheberrechtlich ge-
schützten Werken für Unterrichtszwecke, die Einführung einer gesetzli-
chen Lizenz für die Aufführung von Filmen mit Hilfe handelsüblicher
Videokassetten in Beherbergungsbetrieben, die Verlängerung der Schutz-
fristen für Filme sowie die Anpassung an die EU-Satellitenrichtlinie.

Mit der Urheberrechtsgesetz-Novelle 1997, die der Umsetzung der EG-
Richtlinie 96/9/EG über den rechtlichen Schutz von Datenbanken diente,
wurden Sondervorschriften für Datenbankwerke, insbesondere Regelun-
gen über das Wiedergaberecht, freie Werknutzungen sowie Schutzrechte
erlassen. Bei der Qualifizierung als Datenbankwerk muss es sich um eine
„eigentümliche geistige Schöpfung“ handeln.

In der jüngsten Novelle des Urheberrechtsgesetzes, BGBl I Nr. 32/2003,
kam es zur Umsetzung der „Info-Richtlinie“ (Richtlinie 2001/29/EG) im
österreichischen Recht. Anpassungsbedarf bestand hauptsächlich hin-
sichtlich neuer technischer Verwertungsarten (z.B. Digitalisierung, Inter-
net) unter anderem durch Einführung des Rechts der interaktiven öffentli-
chen Wiedergabe, einer geringfügigen Anpassung der Liste der freien
Werknutzungen sowie der Verbesserung des Rechtsschutzes gegen die
Umgehung technischer Maßnahmen.

Verlagsförderung. Österreichische Verlage können sich seit
1992 bei der Abteilung 5 der ➤ Kunstsektion um eine eigene Verlagsförde-
rung des Bundes bewerben. Voraussetzung dafür ist eine wenigstens drei-
jährige Verlagstätigkeit auf der Basis eines Gewerbescheins in den Pro-
grammbereichen Belletristik und Essay bzw. im Programmbereich Sach-
bücher der Sparten Kinder- und Jugendliteratur, Zeitgeschichte, Kulturge-
schichte, bildende Kunst, Musik, Architektur und Design. Verlagspro-
gramme mit Büchern österreichischer Autoren oder Übersetzer sowie
Bücher mit österreichischen Themen genießen Vorrang. Vorschläge über
die Zuerkennung von Förderungen erstattet der Verlagsbeirat, wobei das
Frühjahrsprogramm, das Herbstprogramm und die Aufwendungen von Ver-
lagen für Werbung und Vertrieb gesondert beraten werden. Der Verlags-
beirat besteht aus (zur Verlagsförderung nicht einreichenden) Verlegern,
Literaturwissenschaftlern, Journalisten, Buchhändlern sowie einem (nur
beratenden, nicht abstimmungsberechtigten) Wirtschaftsfachmann. Ein
Verlag kann pro Förderungstranche zwischen € 9.100 und € 54.600, ins-
gesamt höchstens € 163.800 pro Jahr, erhalten. Verlage, die aus formalen
oder inhaltlichen Gründen im Rahmen der Verlagsförderung nicht berück-
sichtigt werden, können gesondert Druckkostenbeiträge für einzelne Pro-
jekte im Rahmen der ➤ Buchförderung beantragen. Unabhängig von der
Verlagsförderung werden Gemeinschaftsaktivitäten mehrerer Verlage wie
z.B. der Arbeitsgemeinschaft österreichische Privatverlage oder die Semi-
nare des Hauptverbands des Österreichischen Buchhandels gefördert.
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Verwertungsgesellschaften. Diese erfüllen vor allem
die Aufgabe der Wahrnehmung von Rechten und Ansprüchen, die wegen
der Vielzahl der Verwerter einzeln nicht wirksam geltend gemacht werden
können. Sie verwerten also nicht selbst, sondern erteilen den eigentlichen
Verwertern, nämlich den Veranstaltern, Hörfunk- und Fernsehsendern,
CD- und Videoproduzenten, Gastwirten usw. Lizenzen zur Nutzung einer
Vielzahl von urheberrechtlich geschützten Werken. Um ein Werk auch
wirtschaftlich nutzen zu können, sichert das ➤ Urheberrecht den Berech-
tigten ausschließliche Nutzungsrechte und Vergütungsansprüche. Die
Verwertungsrechte knüpfen – vor allem aus praktischen Gründen – nicht
an den Werkgenuss, sondern die Nutzungshandlung an. Die Verrechnung
von Entgelten, die Verwertungsgesellschaften (VG) aus der Wahrneh-
mung der Rechte ihrer Mitglieder erzielen, erfolgt zweimal jährlich mit
einer detaillierten Abrechnung. Mitglied (Bezugsberechtigter) bei VG kann
jeder werden, der die Voraussetzung von Veröffentlichungen in Bereichen,
in denen VG tätig werden, erfüllt.

Neben der treuhändigen Wahrnehmung von Ausschließungsrechten
(Recht der öffentlichen Wiedergabe, Recht des öffentlichen Vortrags, Sen-
derecht, Kabelweitersenderecht, Recht der Vervielfältigung auf Ton- und
Bildträgern usw.) machen VG für ihre Bezugsberechtigten auch die aus
gesetzlichen Lizenzen entspringenden Ansprüche der Urheber auf ange-
messene Vergütung geltend. Über die Verwertung individueller Urheber-
rechte hinausgehend sind VG also auch Inkassogesellschaften in Berei-
chen urheberrechtlicher Regelungen mit Entgeltansprüchen, in denen die
Verwendung eines Werks nicht mehr im Einzelverkehr eines Urhebers mit
einem Nutzer eines Werks überprüft und in jedem einzelnen Verwen-
dungsfall abgerechnet werden kann, z.B. im Bereich der ➤ Leerkasset-
tenvergütung für private Überspielungen von Ton- und Bildtonträgern, der
Schulbuchtantieme für Abdrucke in Schul- und Lehrbüchern, der ➤ Biblio-
thekstantieme für Entlehnungen in öffentlichen Büchereien und Bibliothe-
ken oder der ➤ Reprographievergütung für Vervielfältigungen zum eige-
nen Gebrauch mittels reprographischer oder ähnlicher Verfahren.

Das BKA erteilt und verändert die Betriebsbewilligungen für VG und übt
die Staatsaufsicht über diese Monopolgesellschaften aus. Der jeweilige
Staatskommissär hat darauf zu achten, dass die VG die ihr nach den
Gesetzen obliegenden Aufgaben und Pflichten gehörig erfüllt. In Öster-
reich bestehen derzeit folgende Verwertungsgesellschaften:

– die Staatlich genehmigte Gesellschaft der Autoren, Komponisten und
Musikverleger (AKM), eine Genossenschaft, insbesondere für die (klei-
nen) Aufführungs- und Senderechte an Werken der Musik und den mit
ihr verbundenen Texten;

– die Staatlich genehmigte Literarische Verwertungsgesellschaft (L.V.G.),
eine Genossenschaft, insbesondere für die (kleinen) Vortrags- und Sen-
derechte an Sprachwerken, soweit es sich nicht um mit Musik verbun-
dene Texte handelt;

– die Austro-Mechana (GmbH), insbesondere für die Verwertung und Aus-
wertung mechanisch-musikalischer Urheberrechte;

– die Literar-Mechana (GmbH), insbesondere für die mechanischen Ver-
vielfältigungs- und Verbreitungsrechte an Sprachwerken;

– die Verwertungsgesellschaft bildender Künstler (VBK);
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– die LSG – Wahrnehmung von Leistungsschutzrechten GmbH;
– die Oesterreichische Interpretengesellschaft (OESTIG);
– die Verwertungsgesellschaft Rundfunk (VGR);
– die Verwertungsgesellschaft für audiovisuelle Medien (VAM);
– die Verwertungsgesellschaft für Bild und Ton (VBT);
– die Musikedition – Gesellschaft zur Wahrnehmung von Rechten und

Ansprüchen aus Musikeditionen, reg. Gen.mbH;
– die VDFS – Verwertungsgesellschaft Dachverband der Filmschaffenden

Österreichs reg. Gen.mbH.

Zeitschriftenförderung. Die Förderung von Zeitschriften
durch die ➤ Kunstsektion weist ein sehr umfangreiches regionales wie
thematisches Spektrum auf. Neben Zeitschriften zur bildenden Kunst, zur
Fotografie und zur Musik werden zahlreiche Literaturzeitschriften und
Zeitschriften mit allgemeinen kulturellen Inhalten gefördert. Die für die
Förderung aufgewendeten Mittel richten sich nach den Herstellungsko-
sten der Zeitschrift, ihrer Qualität, dem Umfang und der Häufigkeit des
Erscheinens. Bei der Zeitschriftenförderung der Kunstsektion wird insbe-
sondere auf die Abgrenzung zu der vom BKA in Vollziehung des Bundes-
gesetzes über die Förderung politischer Bildungsarbeit und Publizistik
(Publizistikförderungsgesetz) durchgeführten Förderung von Zeitschriften
geachtet. Als vorwiegendes Abgrenzungskriterium dient dabei der Um-
stand, dass bei der Publizistikförderung periodische Druckschriften unter-
stützt werden, die ausschließlich oder vorwiegend Fragen der Politik, der
Kultur oder der Weltanschauung oder der damit zusammenhängenden
wissenschaftlichen Disziplinen auf hohem Niveau abhandeln, sich nicht
ausschließlich an ein Fachpublikum wenden und dadurch der staatsbür-
gerlichen Bildung dienen.
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